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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 2 
Änderung des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes 

 § 3a. Zusammenarbeit im Einheitlichen Abwicklungsmechanismus
 § 113a. Auskunfts- und Informationseinholungsbefugnisse sowie Vor-Ort-

Prüfungen 
 § 116a. Vereinfachtes Verfahren bei Kenntnis des betroffenen Personenkreises
 § 119a. Einschränkung der Rechtskraft von Bescheiden der Abwicklungsbehörde 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus Abwicklungsfinanzierungsmechanismus und Einheitlicher Abwicklungsfonds
 § 123a. Nationaler Beitrag zum Einheitlichen Abwicklungsfonds
 § 123b. Ausübung der Befugnisse aus dem Übereinkommen
 § 123c. Beitragsgebarung und -verwaltung
§ 126. Erreichung der Zielausstattung § 126. Beiträge zum Abwicklungsfinanzierungsmechanismus
 § 158a. Empfehlungen des Ausschusses
 § 158b. Vollstreckung von Geldbußen und Zwangsgeldern des Ausschusses
§ 159. Verwendung von eingenommenen Geldstrafen § 159. Verwendung von eingenommenen Geldstrafen

§ 1. (1) – (2) … § 1. (1) – (2) …
 (3) Bei jenen Instituten und gruppenangehörigen Unternehmen, die gemäß 

Art. 2 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014, ABl. Nr. L 15 vom 22.01.2015 in den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen, finden die Vorschriften dieses 
Gesetzes nur insoweit Anwendung, soweit die Vorschriften dieser Verordnung 
nicht anzuwenden sind.“ 

§ 2. 
 1. …

§ 2. 
1. … 

  1a. Einheitlicher Abwicklungsmechanismus: Der durch die 
Verordnung (EU) Nr. 806/2014 geschaffene einheitliche 
Abwicklungsmechanismus, der einheitliche Vorschriften und ein 
einheitliches Verfahren für die Abwicklung von Unternehmen gemäß 
Art. 2 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 vorsieht und durch einen 
einheitlichen Abwicklungsfonds unterstützt wird; 

 1b. Einheitlicher Abwicklungsfonds: Der Fonds, der gemäß Art. 67 Abs. 1 
der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 errichtet wird, und im 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Übergangszeitraum gemäß den im Übereinkommen verankerten 
Regelungen über die Übertragung der auf nationaler Ebene erhobenen 
Mittel gemäß Art. 8 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 2015/81, 
ABl. Nr. L 15 vom 22.01.2015 S. 1, befüllt wird; 

 2. – 3. … 2. – 3. … 
  3a. Bestimmte Wertpapierfirmen: CRR-Wertpapierfirmen, die nicht in den 

Anwendungsbereich der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 fallen;
 4. – 18. …  4. – 18. … 
  18a. Ausschuss: Der Ausschuss für einheitliche Abwicklung gemäß Art. 42 

der Verordnung (EU) Nr. 806/2014; 
 19. – 107. … 19. – 107. …
 108. EBA: die Europäische Bankenaufsichtsbehörde im Sinne der 

Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 zur Errichtung einer Europäischen 
Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), zur Änderung 
des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des 
Beschlusses 2009/78/EG der Kommission des Europäischen Parlaments 
und des Rates, ABl. Nr. L 331 vom 15.12.2010 S. 12. 

 108. EBA: die Europäische Bankenaufsichtsbehörde im Sinne der 
Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 zur Errichtung einer Europäischen 
Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), zur Änderung 
des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des 
Beschlusses 2009/78/EG der Kommission des Europäischen Parlaments 
und des Rates, ABl. Nr. L 331 vom 15.12.2010 S. 12; 

  109. Übereinkommen: Das Übereinkommen über die Übertragung von 
Beiträgen auf den einheitlichen Abwicklungsfonds und über die 
gemeinsame Nutzung dieser Beiträge, BGBl. III XXX/20XX, auf dessen 
Grundlage die auf nationaler Ebene erhobenen Beiträge auf den 
Einheitlichen Abwicklungsfonds übertragen werden; 

  110. Übergangszeitraum: Der Zeitraum, der mit Anwendung des 
Übereinkommens gemäß Art. 12 Abs. 2 des Übereinkommens beginnt 
und zu dem Zeitpunkt endet, an dem der Einheitliche Abwicklungsfonds 
die in Art. 69 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 festgelegte 
Zielausstattung erreicht hat, höchstens jedoch acht Jahre nach dem 
Beginn der Anwendung dieses Übereinkommens; 

  111. jährlicher nationaler Beitrag: der jährliche Beitrag gemäß Art. 3 Nr. 3 der 
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 2015/81, der im Beitragszeitraum 
gemäß Art. 3 Nr. 4 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 2015/81 
durch die Abwicklungsbehörde von Instituten und Unternehmen, die in 
den Anwendungsbereich der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 fallen, zu 
erheben und auf den Einheitlichen Abwicklungsfonds zu übertragen ist; 

 112. nationale Sonderbeiträge: die außerordentlichen nachträglich 
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eingehobenen Beiträge, die gemäß Art. 71 Abs. 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 806/2014 von Unternehmen, die in den Anwendungsbereich der 
Verordnung (EU) Nr. 806/2014 fallen, zu erheben und auf den 
Einheitlichen Abwicklungsfonds zu übertragen sind; 

  113. Verfügbare Finanzmittel: Finanzmittel im Sinne des Art. 3 Abs. 1 Nr. 34 
der Verordnung (EU) Nr. 806/2014; 

  114. nationale Kammer: Kammer einer Vertragspartei, die aufgrund des Art. 4 
des Übereinkommens eingerichtet wird. 

§ 3. (1) Die FMA ist die Abwicklungsbehörde für Österreich für die Zwecke 
dieses Bundesgesetzes. Soweit der FMA durch dieses Bundesgesetz 
abwicklungsbehördliche Aufgaben, Befugnisse und Pflichten eingeräumt werden, 
hat sie diese unter Einhaltung der Voraussetzungen gemäß Abs. 3 und 4 
wahrzunehmen und sie wird in diesem Bundesgesetz als „Abwicklungsbehörde“ 
bezeichnet. 

§ 3. (1) Die FMA ist die Abwicklungsbehörde für die Zwecke dieses 
Bundesgesetzes und die nationale Abwicklungsbehörde (Art. 3 Abs. 1 Nr. 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 806/2014) und betreffende nationale Abwicklungsbehörde 
(Art. 3 Abs. 1 Nr. 4 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014) für die Zwecke der 
Verordnung (EU) Nr. 806/2014. Soweit der FMA durch dieses Bundesgesetz oder 
durch die Verordnung (EU) Nr. 806/2014 abwicklungsbehördliche Aufgaben, 
Befugnisse und Pflichten eingeräumt werden, hat sie diese unter Einhaltung der 
Voraussetzungen gemäß Abs. 3 und 4 wahrzunehmen und wird als 
„Abwicklungsbehörde“ bezeichnet.

(2) Das Bundesministerium für Finanzen ist zuständiges Ministerium für 
Österreich gemäß Art. 3 Abs. 5 der Richtlinie 2014/59/EU. 

(2) Das Bundesministerium für Finanzen ist das zuständige Ministerium für 
Österreich gemäß Art. 3 Abs. 5 der Richtlinie 2014/59/EU und für die Zwecke 
der Verordnung (EU) Nr. 806/2014. 

(3) – (4) … (3) – (4) … 
(5) Die FMA, die Abwicklungsbehörde und die Oesterreichische 

Nationalbank arbeiten zur wirksamen Erfüllung ihrer jeweiligen Aufgaben nach 
Maßgabe dieses Bundesgesetzes eng zusammen. § 79 BWG ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass die dort für den Bereich der Bankenaufsicht geregelten 
Aufgaben der Oesterreichischen Nationalbank für die Zwecke dieses 
Bundesgesetzes für den Bereich der Sanierung und Abwicklung von 
Unternehmen gemäß § 1 Abs. 1 gelten; davon ausgenommen sind die §§ 54 bis 
79, 81 bis 83, 85 bis 92, 95 bis 98, 114 bis 131 und 152 bis 159 dieses 
Bundesgesetzes. Die Abwicklungsbehörde kann in Ausnahmefällen auch 
Bankprüfer, Wirtschaftsprüfer, Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und sonstige 
Sachverständige alle erforderlichen Prüfungen, Gutachten und Analysen 
vornehmen lassen; die Erteilung von Auskünften durch die Abwicklungsbehörde 
an die von ihr Beauftragten ist zulässig, soweit dies zur Erfüllung des Auftrags 
zweckdienlich ist.

(5) Die FMA, die Abwicklungsbehörde und die Oesterreichische 
Nationalbank arbeiten zur wirksamen Erfüllung ihrer jeweiligen Aufgaben nach 
Maßgabe dieses Bundesgesetzes oder der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 eng 
zusammen. § 79 BWG ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die dort für den 
Bereich der Bankenaufsicht geregelten Aufgaben der Oesterreichischen 
Nationalbank für die Zwecke dieses Bundesgesetzes oder der Verordnung (EU) 
Nr. 806/2014 für den Bereich der Sanierung und Abwicklung von Unternehmen 
gemäß § 1 Abs. 1 gelten; davon ausgenommen sind die §§ 54 bis 79, 81 bis 83, 
85 bis 92, 95 bis 98, 114 bis 131 und 152 bis 159 dieses Bundesgesetzes und die 
Art. 20 bis 22, 24 bis 27 und 67 bis 79 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(6) Die Abwicklungsbehörde hat den Bundesminister für Finanzen über von 

ihr getroffene Entscheidungen zu informieren. Bei Entscheidungen, die mit 
unmittelbaren fiskalischen Auswirkungen oder mit systemischen Auswirkungen 
verbunden sind, hat die Abwicklungsbehörde vor der Durchführung der 
Entscheidung die Zustimmung des Bundesministers für Finanzen einzuholen. 

(6) Die Abwicklungsbehörde hat den Bundesminister für Finanzen über von 
ihr oder dem Ausschuss getroffene Entscheidungen zu informieren. 

(7) – (8) … (7) – (8) … 
(9) Abweichend von § 3 Abs. 1 Amtshaftungsgesetz – AHG, BGBl. 

Nr. 20/1949, kann von Organen und Bediensteten der FMA, einschließlich der 
Bediensteten der Abwicklungsbehörde, und von Organen und Bediensteten der 
Oesterreichischen Nationalbank, die Aufgaben nach diesem Bundesgesetz 
wahrnehmen, nur Rückersatz begehrt werden, wenn diese die Rechtsverletzung 
vorsätzlich verübt haben. 

(9) Abweichend von § 3 Abs. 1 Amtshaftungsgesetz – AHG, BGBl. 
Nr. 20/1949 kann von Organen und Bediensteten der FMA, einschließlich der 
Bediensteten der Abwicklungsbehörde, und von Organen und Bediensteten der 
Oesterreichischen Nationalbank, die Aufgaben nach diesem Bundesgesetz, nach 
der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 oder aufgrund eines delegierten Rechtsaktes, 
der aufgrund der Richtlinie 2014/59/EU oder der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 
erlassen wurde, wahrnehmen, nur Rückersatz begehrt werden, wenn diese die 
Rechtsverletzung vorsätzlich verübt haben. 

(10) … (10) … 
(11) Die FMA und die Abwicklungsbehörde haben für die Zwecke dieses 

Bundesgesetzes gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 mit der EBA 
zusammenzuarbeiten. Insbesondere haben die FMA und die Abwicklungsbehörde 
der EBA gemäß Art. 35 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 alle für die 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen Informationen zur Verfügung zu 
stellen. 

(12) Die FMA hat bei der Vollziehung der Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes, einschließlich der Erlassung und Vollziehung der auf diesen 
Grundlagen erlassenen nationalen Verordnungen, der europäischen Konvergenz 
der Aufsichtsinstrumente und Aufsichtsverfahren Rechnung zu tragen. Zu diesem 
Zweck hat sich die FMA an den Tätigkeiten der EBA zu beteiligen, mit dem 
ESRB zusammenzuarbeiten, die Leitlinien und Empfehlungen und andere von der 
EBA beschlossenen Maßnahmen anzuwenden sowie den vom ESRB gemäß 
Art. 16 der Verordnung (EU) Nr. 1092/2010 über die Finanzaufsicht der 
Europäischen Union auf Makroebene und zur Errichtung eines Europäischen 
Ausschusses für Systemrisiken, ABl. Nr. L 331 vom 15.12.2010 S. 1, 
ausgesprochenen Warnungen und Empfehlungen nachzukommen. Die FMA kann 
von diesen Leitlinien und Empfehlungen abweichen, sofern dafür berechtigte 
Gründe, insbesondere Widerspruch zu bundesgesetzlichen Vorschriften, 
vorliegen. 

(12) Die FMA hat bei der Vollziehung der Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes, einschließlich der Erlassung und Vollziehung der auf diesen 
Grundlagen erlassenen nationalen Verordnungen und bei der Vollziehung der 
Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 und der auf Grundlage dieser 
Verordnung und der Richtlinie 2014/59/EU erlassenen delegierten Rechtsakte, 
der europäischen Konvergenz der Aufsichtsinstrumente und Aufsichtsverfahren 
Rechnung zu tragen. Zu diesem Zweck hat sich die FMA an den Tätigkeiten der 
EBA zu beteiligen, mit dem ESRB zusammenzuarbeiten, die Leitlinien und 
Empfehlungen und andere von der EBA beschlossenen Maßnahmen anzuwenden 
sowie den vom ESRB gemäß Art. 16 der Verordnung (EU) Nr. 1092/2010 über 
die Finanzaufsicht der Europäischen Union auf Makroebene und zur Errichtung 
eines Europäischen Ausschusses für Systemrisiken, ABl. Nr. L 331 vom 
15.12.2010 S. 1, ausgesprochenen Warnungen und Empfehlungen 
nachzukommen. Die FMA kann von diesen Leitlinien und Empfehlungen 
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abweichen, sofern dafür berechtigte Gründe, insbesondere Widerspruch zu 
bundesgesetzlichen Vorschriften, vorliegen. 

 (13) Der Bundesminister für Finanzen hat für die Zwecke des Art. 43 Abs. 1 
lit. c der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 ein Mitglied sowie dessen Stellvertreter 
auf Vorschlag der Abwicklungsbehörde zu benennen, die die 
Abwicklungsbehörde im Ausschuss zu vertreten haben. 

 Zusammenarbeit im Einheitlichen Abwicklungsmechanismus 
 § 3a. (1) Die Abwicklungsbehörde hat die ihr jeweils mit diesem 

Bundesgesetz übertragenen Aufgaben, Befugnisse und Pflichten nur soweit 
wahrzunehmen, als deren Ausübung aufgrund der Bestimmungen der 
Verordnung (EU) Nr. 806/2014 nicht dem Ausschuss vorbehalten ist. 

 (2) Die Abwicklungsbehörde ist für Zwecke dieses Bundesgesetzes gemäß 
der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 zur Zusammenarbeit mit dem Ausschuss, der 
Europäischen Kommission und der Europäischen Zentralbank (EZB) verpflichtet. 
Insbesondere hat die Abwicklungsbehörde dem Ausschuss, der Europäischen 
Kommission und der EZB alle für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Rahmen 
der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 erforderlichen Informationen zur Verfügung 
zu stellen. 

 (3) Die Abwicklungsbehörde hat die erforderlichen Maßnahmen zur 
Umsetzung von Beschlüssen des Ausschusses zu treffen. 

 (4) Die Abwicklungsbehörde hat bei der Ausführung ihrer Aufgaben die 
aufgrund der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 ergangenen Leitlinien und 
allgemeinen Anweisungen des Ausschusses zu beachten. Die 
Abwicklungsbehörde hat Empfehlungen des Ausschusses umzusetzen oder zu 
begründen, wenn sie Empfehlungen des Ausschusses nicht umsetzt. 

 (5) Die Abwicklungsbehörde unterstützt den Ausschuss gemäß den 
Vorschriften der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 und kann hiefür Amtshilfe 
gemäß § 21 Abs. 1, 2 und 4 FMABG in Anspruch nehmen. 

 (6) Zur Befolgung eines an die Abwicklungsbehörde gerichteten Beschlusses 
der Europäischen Kommission gemäß Art. 19 Abs. 3 oder Abs. 5 der 
Verordnung (EU) Nr. 806/2014 kann die Abwicklungsbehörde von einem 
Begünstigten im Sinne des Art. 19 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 alle 
erforderlichen Informationen einholen sowie Maßnahmen gemäß Abs. 7 mit 
Bescheid anordnen, um die Einhaltung der im Beschluss der Europäischen 

154/M
E

 X
X

V
. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

5 von 39

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  6 von 39 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Kommission festgelegten Bedingungen und Auflagen sicherzustellen.

 (7) Für die Zwecke des Abs. 6 kann die Abwicklungsbehörde 
 1. dem Begünstigten die Rückzahlung der von der Europäischen 

Kommission gemäß Art. 19 Abs. 5 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 
festgesetzten Beträge samt Zinsen mit Bescheid vorschreiben und die 
eingezogenen Beträge an den Ausschuss überführen; 

 2. dem Begünstigten unter Androhung einer Zwangsstrafe auftragen, dem 
Beschluss der Europäischen Kommission nach Art. 19 Abs. 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 806/2014 binnen angemessener Frist 
nachzukommen; 

 3. einen Rechtsanwalt, einen Wirtschaftsprüfer, eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder einen sonstigen fachlich geeigneten 
Sachverständigen zur Überwachung der von der Europäischen 
Kommission auferlegten Pflichten im Rahmen des Art. 19 Abs. 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 806/2014 als Treuhänder oder andere unabhängige 
Person beauftragen. Diese Personen handeln diesfalls als Organe der 
Abwicklungsbehörde. 

§ 13. (1) … § 13. (1) … 
(2) Die Frist für die Verbesserung beträgt zwei Monate, die FMA kann die 

Frist auf Antrag des Instituts oder des EU-Mutterunternehmens um einen 
weiteren Monat verlängern. 

(2) Die Frist für die Verbesserung beträgt zwei Monate, die FMA kann die 
Frist um einen weiteren Monat verlängern. 

(3) … (3) … 
§ 44. (1) … 

 1. … 
§ 44. (1) … 

 1. … 
 2. von den Geschäftsleitern des Instituts verlangen, dass sie eine oder 

mehrere der im gemäß Z 1 aktualisierten Plan dargelegten Regelungen 
oder Maßnahmen in einem bestimmten Zeitrahmen durchführt;

 2. von den Geschäftsleitern des Instituts verlangen, dass sie eine oder 
mehrere der im gemäß Z 1 aktualisierten Plan dargelegten Regelungen 
oder Maßnahmen in einem bestimmten Zeitrahmen durchführen;

 3. von den Geschäftsleitern des Instituts verlangen, dass sie eine Analyse 
der Situation vornimmt, Maßnahmen zur Überwindung etwaiger 
ermittelter Probleme festlegt und ein Aktionsprogramm zur 
Überwindung dieser Probleme sowie einen Zeitplan für die 
Durchführung aufstellt; 

 3. von den Geschäftsleitern des Instituts verlangen, dass sie eine Analyse 
der Situation vornehmen, Maßnahmen zur Überwindung etwaiger 
ermittelter Probleme festlegen und ein Aktionsprogramm zur 
Überwindung dieser Probleme sowie einen Zeitplan für die 
Durchführung aufstellen; 

 4. – 9. … 4. – 9. … 
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(2) … (2) … 
(3) Ein drohender Verstoß gemäß Abs. 2 kann festgestellt werden, wenn sich 

aufgrund einer Bewertung mehrerer maßgeblicher Faktoren, zu denen die 
Eigenmittelanforderungen des Instituts oder Unternehmens gemäß § 1 Abs. 1 Z 2 
bis 4 zuzüglich 1,5 Prozentpunkten zählen können, ergibt, dass das Institut in 
naher Zukunft gegen eine Anforderung gemäß Abs. 2 verstoßen wird, weil sich 
beispielsweise seine Finanzlage, einschließlich Liquiditätssituation, 
Fremdkapitalquote, Kreditausfällen oder Klumpenrisiken, dramatisch 
verschlechtert. 

(3) Ein drohender Verstoß gemäß Abs. 2 kann festgestellt werden, wenn sich 
aufgrund einer Bewertung mehrerer maßgeblicher Faktoren, zu denen die 
Eigenmittelanforderungen des Instituts zuzüglich 1,5 Prozentpunkten zählen 
können, ergibt, dass das Institut in naher Zukunft gegen eine Anforderung gemäß 
Abs. 2 verstoßen wird, weil sich beispielsweise seine Finanzlage, einschließlich 
Liquiditätssituation, Fremdkapitalquote, Kreditausfällen oder Klumpenrisiken, 
dramatisch verschlechtert. 

(4) – (7) … (4) – (7) … 
§ 47. (1) – (5) … § 47. (1) – (5) … 
(6) In den Fällen gemäß Abs. 4, in denen eine der betroffenen zuständigen 

Behörden vor Ende der Anhörungsphase nach den Abs. 1 und 2 oder nach Ablauf 
der Fünftagesfrist nach Abs. 3 die EBA gemäß Art. 19 Abs. 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 mit der Angelegenheit befasst, haben die 
konsolidierende Aufsichtsbehörde und die übrigen zuständigen Behörden ihre 
Entscheidungen zurückzustellen, bis ein Beschluss der EBA gemäß Art. 19 
Abs. 3 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 ergangen ist, und haben ihre 
Entscheidung im Einklang mit dem Beschluss der EBA zu treffen. Die 
Fünftagesfrist ist als Schlichtungsphase im Sinne der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 zu betrachten. Die EBA fasst ihren Beschluss innerhalb von drei 
Tagen. Nach Ablauf der Fünftagesfrist oder nachdem eine gemeinsame 
Entscheidung getroffen wurde, kann die EBA nicht mehr mit der Angelegenheit 
befasst werden. 

(6) In den Fällen gemäß Abs. 4, in denen eine der betroffenen zuständigen 
Behörden vor Ende der Anhörungsphase nach den Abs. 1 und 2 oder bis zum 
Ablauf der Fünftagesfrist gemäß Abs. 3 die EBA gemäß Art. 19 Abs. 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 mit der Angelegenheit befasst, haben die 
konsolidierende Aufsichtsbehörde und die übrigen zuständigen Behörden ihre 
Entscheidungen zurückzustellen, bis ein Beschluss der EBA gemäß Art. 19 
Abs. 3 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 ergangen ist, und haben ihre 
Entscheidung im Einklang mit dem Beschluss der EBA zu treffen. Die 
Fünftagesfrist ist als Schlichtungsphase im Sinne der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 zu betrachten. Die EBA fasst ihren Beschluss innerhalb von drei 
Tagen. Nach Ablauf der Fünftagesfrist oder nachdem eine gemeinsame 
Entscheidung getroffen wurde, kann die EBA nicht mehr mit der Angelegenheit 
befasst werden. 

§ 58. (1) … § 58. (1) … 
 1. Die Befugnis, von jeder Person sämtliche Informationen zu verlangen, 

die benötigt werden, um eine Abwicklungsmaßnahme zu beschließen 
und vorzubereiten, einschließlich Aktualisierungen und Nachträgen zu 
den in den Abwicklungsplänen gelieferten Angaben sowie die 
Anforderung von Informationen, die durch Vor-Ort- Prüfungen beschafft 
werden; 

 1. Die Befugnis, von jeder Person sämtliche Informationen zu verlangen, 
die benötigt werden, um eine Abwicklungsmaßnahme zu beschließen 
und vorzubereiten, einschließlich Aktualisierungen und Nachträgen zu 
den in den Abwicklungsplänen gelieferten Angaben sowie die 
Anforderung von Informationen, die durch Vor-Ort-Prüfungen beschafft 
werden; 

 2. – 13. … 2. – 13. … 
(2) – (5) … (2) – (5) … 
§ 59. (1) – (2) … § 59. (1) – (2) …
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 (3) Das Verfahren gemäß §§ 116 und 116a kommt nicht zur Anwendung.

§ 60. In einem Zivilverfahren, an dem ein in Abwicklung befindliches 
Institut beteiligt ist, hat das Gericht anzuordnen, dass der übernehmende 
Rechtsträger im Verfahren an die Stelle des in Abwicklung befindlichen Instituts 
tritt, wenn die Abwicklungsbehörde dies beantragt, weil sie eine entsprechende 
Kontinuitätsmaßnahme gemäß § 58 Abs. 4 angeordnet hat. 

§ 60. (1) In einem Zivilverfahren, an dem ein in Abwicklung befindliches 
Institut beteiligt ist, hat das Gericht anzuordnen, dass der übernehmende 
Rechtsträger im Verfahren an die Stelle des in Abwicklung befindlichen Instituts 
tritt, wenn die Abwicklungsbehörde dies beantragt, weil sie eine entsprechende 
Kontinuitätsmaßnahme gemäß § 58 Abs. 4 angeordnet hat. 

 (2) Das Verfahren gemäß §§ 116 und 116a kommt nicht zur Anwendung. 
§ 80. (1) – (4) … § 80. (1) – (4) …
(5) Sofern kein Umstand gemäß Abs. 3 Z 1 bis 4 eintritt, hat die 

Abwicklungsbehörde den Betrieb des Brückeninstituts so bald wie möglich 
einzustellen, spätestens jedoch zwei Jahre nach der letzten Übertragung, die von 
einem in Abwicklung befindlichen Institut im Rahmen des Instruments des 
Brückeninstituts erfolgt ist. Nach diesem Zeitraum kann die Fortführung des 
Betriebs von der Abwicklungsbehörde um jeweils ein Jahr verlängert werden, 
wenn 
 1. durch die Verlängerung die gemäß Abs. 3 Z 1 bis 4 genannten 

Ergebnisse unterstützt werden oder 
 2. eine Verlängerung erforderlich ist, um die Fortführung grundlegender 

Bank- oder Finanzdienstleistungen sicherzustellen. 
Die Abwicklungsbehörde hat jede Verlängerung zu begründen. Die Begründung 
muss eine detaillierte Beurteilung der Lage, einschließlich der Marktkonditionen 
und -aussichten, enthalten, welche die Verlängerung rechtfertigt. 

(5) Sofern kein Umstand gemäß Abs. 3 Z 1 bis 3 und 5 eintritt, hat die 
Abwicklungsbehörde den Betrieb des Brückeninstituts so bald wie möglich 
einzustellen, spätestens jedoch zwei Jahre nach der letzten Übertragung, die von 
einem in Abwicklung befindlichen Institut im Rahmen des Instruments des 
Brückeninstituts erfolgt ist. Nach diesem Zeitraum kann die Fortführung des 
Betriebs von der Abwicklungsbehörde um jeweils ein Jahr verlängert werden, 
wenn 
 1. durch die Verlängerung die gemäß Abs. 3 Z 1 bis 4 genannten 

Ergebnisse unterstützt werden oder 
 2. eine Verlängerung erforderlich ist, um die Fortführung grundlegender 

Bank- oder Finanzdienstleistungen sicherzustellen. 
Die Abwicklungsbehörde hat jede Verlängerung zu begründen. Die Begründung 
muss eine detaillierte Beurteilung der Lage, einschließlich der Marktkonditionen 
und -aussichten, enthalten, welche die Verlängerung rechtfertigt. 

(6) – (9) … (6) – (9) … 
§ 93. (1) – (4) … § 93. (1) – (4) … 
(5) Wird das Instrument der Gläubigerbeteiligung gemäß § 85 Abs. 2 Z 1 auf 

zwei oder mehr als zwei Unternehmen einer Gruppe angewendet, ist der 
Restrukturierungsplan vom Unionsmutterinstitut zu erstellen und hat im Einklang 
mit den Verfahren gemäß den §§ 15 ff sämtliche Institute der Gruppe 
abzudecken. Der Restrukturierungsplan ist bei der für die Abwicklung auf 
Gruppenebene zuständigen Behörde einzureichen. Ist die Abwicklungsbehörde 
für die Gruppenabwicklung zuständig, hat sie den Restrukturierungsplan an die 
für die anderen Gruppenunternehmen zuständigen Abwicklungsbehörden und die 
EBA zu übermitteln. 

(5) Wird das Instrument der Gläubigerbeteiligung gemäß § 85 Abs. 2 Z 1 auf 
zwei oder mehr als zwei Unternehmen einer Gruppe angewendet, ist der 
Restrukturierungsplan vom EU-Mutterinstitut zu erstellen und hat im Einklang 
mit den Verfahren gemäß den §§ 15 ff sämtliche Institute der Gruppe 
abzudecken. Der Restrukturierungsplan ist bei der für die Abwicklung auf 
Gruppenebene zuständigen Behörde einzureichen. Ist die Abwicklungsbehörde 
für die Gruppenabwicklung zuständig, hat sie den Restrukturierungsplan an die 
für die anderen Gruppenunternehmen zuständigen Abwicklungsbehörden und die 
EBA zu übermitteln. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(6) … (6) … 
§ 95. (1) – (2) … § 95. (1) – (2) … 

 (3) Die Rechte der Gläubiger berücksichtigungsfähiger Verbindlichkeiten 
gegen Mitschuldner Bürgen und sonstige Dritte, die für Verbindlichkeiten des 
abzuwickelnden Rechtsträgers haften, werden durch die Anwendung des 
Instruments der Gläubigerbeteiligung nicht berührt. Der abzuwickelnde 
Rechtsträger wird jedoch durch die Anwendung des Instruments der 
Gläubigerbeteiligung gegenüber Mitschuldnern, Bürgen, sonstigen Dritten oder 
anderen Regressberechtigten in gleicher Weise befreit wie gegenüber den 
Gläubigern berücksichtigungsfähiger Verbindlichkeiten. 

§ 111. (1) … § 111. (1) … 
 1. … 1. … 
 2. Übertragung einer besicherten Verbindlichkeit, es sei denn, der Gewinn 

aus der Verbindlichkeit wird ebenfalls übertragen; 
 2. Übertragung einer besicherten Verbindlichkeit, es sei denn, der Gewinn 

aus der Sicherheit wird ebenfalls übertragen; 
 3. – 4. … 3. – 4. … 

(2) … (2) … 
§ 112. (1) Zum Zwecke des angemessenen Schutzes von strukturierten 

Abwicklungsfinanzierungsmechanismen, einschließlich Vereinbarungen gemäß 
§ 109 Abs. 2 Z 5 und 6, ist Folgendes zu vermeiden: 
 1. Übertragung eines Teils, nicht aber der Gesamtheit der Vermögenswerte, 

Rechte oder Verbindlichkeiten, die einen strukturierten 
Finanzierungsmechanismus – zu dem auch Vereinbarungen gemäß § 109 
Abs. 2 Z 5 und 6 gehören können –, an dem das in Abwicklung 
befindliche Institut oder Unternehmen gemäß § 1 Abs. 1 Z 2 bis 4 
beteiligt ist, ausmachen oder die Teil davon sind; 

 2. Beendigung oder Änderung durch Rückgriff auf zusätzliche Befugnisse 
der Vermögenswerte, Rechte oder Verbindlichkeiten, die einen 
strukturierten Finanzierungsmechanismus – zu dem auch 
Vereinbarungen gemäß § 109 Abs. 2 Z 5 und 6 gehören können –, an 
dem das in Abwicklung befindliche Institut oder Unternehmen gemäß 
§ 1 Abs. 1 Z 2 bis 4 beteiligt ist, ausmachen oder die Teil davon sind.

§ 112. (1) Zum Zwecke des angemessenen Schutzes von strukturierten 
Finanzierungsmechanismen, einschließlich Vereinbarungen gemäß § 109 Abs. 2 
Z 5 und 6, ist Folgendes zu vermeiden: 
 1. Übertragung eines Teils, nicht aber der Gesamtheit der Vermögenswerte, 

Rechte oder Verbindlichkeiten, die einen strukturierten 
Finanzierungsmechanismus – zu dem auch Vereinbarungen gemäß § 109 
Abs. 2 Z 5 und 6 gehören können –, an dem das in Abwicklung 
befindliche Institut oder Unternehmen gemäß § 1 Abs. 1 Z 2 bis 4 
beteiligt ist, ausmachen oder die Teil davon sind; 

 2. Beendigung oder Änderung durch Rückgriff auf zusätzliche Befugnisse 
der Vermögenswerte, Rechte oder Verbindlichkeiten, die einen 
strukturierten Finanzierungsmechanismus – zu dem auch 
Vereinbarungen gemäß § 109 Abs. 2 Z 5 und 6 gehören können –, an 
dem das in Abwicklung befindliche Institut oder Unternehmen gemäß 
§ 1 Abs. 1 Z 2 bis 4 beteiligt ist, ausmachen oder die Teil davon sind.

(2) … (2) … 
§ 113. (1) … § 113. (1) …
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 1. … 1. … 
 2. Befugnisse gemäß § 83 nutzt, um die Bedingungen eines Vertrags, bei 

dem das in Abwicklung befindliche Institut oder Unternehmen gemäß 
§ 1 Abs. 1 Z 2 bis 4 Vertragspartei ist, aufzuheben oder zu ändern oder 
einen Begünstigten zur Vertragspartei zu machen. 

 2. Befugnisse gemäß § 58 Abs. 3 nutzt, um die Bedingungen eines 
Vertrags, bei dem das in Abwicklung befindliche Institut oder 
Unternehmen gemäß § 1 Abs. 1 Z 2 bis 4 Vertragspartei ist, aufzuheben 
oder zu ändern oder einen Begünstigten zur Vertragspartei zu machen. 

(2) … (2) … 
 Auskunfts- und Informationseinholungsbefugnisse sowie Vor-Ort-Prüfungen 
 § 113a. (1) Die Abwicklungsbehörde kann in ihrem Zuständigkeitsbereich 

jederzeit 
 1. von Instituten und von Unternehmen gemäß § 1 Abs. 1 Z 2 bis 4, deren 

Organen sowie den für sie zuständigen Prüfungseinrichtungen Auskünfte 
über alle Geschäftsangelegenheiten einholen; 

 2. in die Bücher, Schriftstücke und Datenträger von Instituten und von 
Unternehmen gemäß § 1 Abs. 1 Z 2 bis 4 Einsicht nehmen; 

 3. Instituten und Unternehmen gemäß § 1 Abs. 1 Z 2 bis 4 die Vorlage von 
Zwischenabschlüssen, von Ausweisen in bestimmter Form und 
Gliederung und von Prüfungsberichten vorschreiben und 

 4. Vor-Ort-Prüfungen bei Instituten und Unternehmen gemäß § 1 Abs. 1 
Z 2 bis 4 selbst durchführen oder gemäß Abs. 2 durchführen lassen. 

Der Umfang der Auskunfts-, Vorlage- und Einschaurechte der 
Abwicklungsbehörde gemäß Z 1 bis 4 und die Verpflichtung zur Bereithaltung 
von Unterlagen im Inland bestimmt sich nach § 60 Abs. 3 BWG. 

 (2) Die FMA und die Abwicklungsbehörde haben für die Zwecke dieses 
Bundesgesetzes oder der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 in ihrem jeweiligen 
Zuständigkeitsbereich die Oesterreichische Nationalbank mit der Durchführung 
von Vor-Ort-Prüfungen zu beauftragen, sofern Vor-Ort-Prüfungen in einen 
Zuständigkeitsbereich der Oesterreichischen Nationalbank gemäß § 3 Abs. 5 
fallen. 

§ 116. (1) – (13) … § 116. (1) – (13) … 
 (14) Die Aufforderung zu einer zügigen Bewertung gemäß § 58 Abs. 1 Z 13 

hat nicht in Bescheidform zu ergehen; die in Abs. 5 bis 7 geregelten 
Publizitätspflichten sind anzuwenden. 

 Vereinfachtes Verfahren bei Kenntnis des betroffenen Personenkreises 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 § 116a. (1) Abweichend von § 116 kann die Abwicklungsbehörde 

Abwicklungsmaßnahmen gemäß § 50 durch Bescheid gemäß dem Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 – AVG, BGBl. Nr. 51/1999, in der jeweils 
geltenden Fassung, anordnen, wenn alle in ihren Rechten betroffenen natürlichen 
und juristischen Personen bekannt sind. 

 (2) § 116 Abs. 5 bis 7 sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass der Bescheid 
gemäß Abs. 1 an die Stelle des Maßnahmenedikts tritt. Den in § 116 Abs. 5 
genannten Stellen ist zugleich mit der Übermittlung der Ausfertigungen des 
Bescheids mitzuteilen, ab welchem Zeitpunkt die Abwicklungsmaßnahmen 
wirksam werden. 

 (3) Abs. 1 und 2 finden auf Abwicklungsinstrumente gemäß § 74 Abs. 2 
keine Anwendung. 

 Einschränkung der Rechtskraft von Bescheiden der Abwicklungsbehörde 
 § 119a. Sobald der Ausschuss gemäß Art. 29 Abs. 2 der Verordnung (EU) 

Nr. 806/2014 einen direkt an ein in Abwicklung befindliches Institut gemäß 
Art. 3 Abs. 1 Nr. 14 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 gerichteten Beschluss 
erlässt, treten in der gleichen Sache erlassene Bescheide der Abwicklungsbehörde 
außer Kraft. 

§ 121. (1) … 
 1. – 4. …

§ 121. (1) … 
1. – 4. … 

 5. Einlagensicherungssystemen gemäß der Richtlinie 94/19/EG über 
Einlagensicherungssysteme des Europäischen Parlaments und des Rates, 
ABl. Nr. L 135 vom 31.5.1994 S. 5; 

 6. Anlegerentschädigungssystemen gemäß der Richtlinie 97/9/EG;

 5. Einlagensicherungssystemen gemäß § 7 Abs. 1 Z 1 ESAEG; 
 6. Anlegerentschädigungssystemen gemäß § 44 Z 9 ESAEG; 

 7. – 19. … 7. – 19. … 
(2) … (2) … 

Abwicklungsfinanzierungsmechanismus Abwicklungsfinanzierungsmechanismus und Einheitlicher 
Abwicklungsfonds 

§ 123. (1) Der Abwicklungsfinanzierungsmechanismus ist durch die 
Abwicklungsbehörde einzurichten, um eine effektive Anwendung der 
Abwicklungsinstrumente und -befugnisse sicherzustellen. Die Inanspruchnahme 
des Abwicklungsfinanzierungsmechanismus ist nach Maßgabe der in den §§ 48 
und 53 genannten Abwicklungsziele und -grundsätze und für die in § 124 Abs. 1 

§ 123. (1) Der Abwicklungsfinanzierungsmechanismus ist durch die 
Abwicklungsbehörde einzurichten, um eine effektive Anwendung der 
Abwicklungsinstrumente und -befugnisse bei Bestimmten Wertpapierfirmen und 
EU-Zweigstellen sicherzustellen. Die Inanspruchnahme des 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus ist nach Maßgabe der in den §§ 48 und 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
aufgezählten Maßnahmen durch die Abwicklungsbehörde auszulösen. Der 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus hat über eine angemessene 
Mittelausstattung zu verfügen. 

53 genannten Abwicklungsziele und -grundsätze und für die in § 124 Abs. 1 
aufgezählten Maßnahmen bei Bestimmten Wertpapierfirmen und EU-
Zweigstellen durch die Abwicklungsbehörde auszulösen. Der 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus hat über eine angemessene 
Mittelausstattung zu verfügen. 

(2) Zum Zwecke der angemessenen Mittelausstattung hat die 
Abwicklungsbehörde: 
 1. Im Voraus Beiträge gemäß § 126 und nachträglich außerordentliche 

Beiträge gemäß § 127 zu berechnen; 
 2. im Voraus Beiträge gemäß § 126 einzuheben, um die Zielausstattung 

gemäß § 125 zu erreichen und 
 3. Nachträglich außerordentliche Beiträge gemäß § 127 einzuheben, wenn 

die unter Z 1 genannten Beiträge nicht ausreichen.

(2) Zum Zwecke der angemessenen Mittelausstattung des 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus hat die Abwicklungsbehörde: 
 1. Im Voraus Beiträge gemäß § 126 und nachträglich außerordentliche 

Beiträge gemäß § 127 zu berechnen; 
 2. im Voraus Beiträge gemäß § 126 einzuheben, um die Zielausstattung 

gemäß § 125 zu erreichen und 
 3. Nachträglich außerordentliche Beiträge gemäß § 127 einzuheben, wenn 

die unter Z 1 genannten Beiträge nicht ausreichen.
(3) Die Abwicklungsbehörde ist berechtigt, Kreditvereinbarungen zu 

schließen und andere Formen der Unterstützung gemäß § 128 zu vereinbaren. 
(3) Die Abwicklungsbehörde kann, auf Rechnung des 

Abwicklungsfinanzierungsmechanismus Kreditvereinbarungen zu schließen und 
andere Formen der Unterstützung gemäß § 128 zu vereinbaren. 

(4) – (5) … (4) – (5) … 
(6) Die Abwicklungsbehörde hat sämtliche Beiträge über die Österreichische 

Bundesfinanzierungsagentur (ÖBFA) zu veranlagen. Zu diesem Zweck hat die 
Abwicklungsbehörde bis zum 30.6.2015 ein Konto bei der ÖBFA einzurichten. 
Die ÖBFA hat nach Aufforderung des Bundesministers für Finanzen gemäß § 2 
Abs. 1 Z 10 Bundesgesetz über die Verwaltung und Koordination der Finanz- und 
sonstigen Bundesschulden – Bundesfinanzierungsgesetz, BGBl. I Nr. 763/192, 
die Veranlagungen sämtlicher Beiträge für die Abwicklungsbehörde 
durchzuführen. 

(6) Die Abwicklungsbehörde hat sämtliche Beiträge zum 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus über die Österreichische 
Bundesfinanzierungsagentur (ÖBFA) zu veranlagen. Zu diesem Zweck hat die 
Abwicklungsbehörde ein Konto bei der OeNB einzurichten. Die ÖBFA hat nach 
Aufforderung des Bundesministers für Finanzen gemäß § 2 Abs. 1 Z 10 des 
Bundesgesetzes über die Verwaltung und Koordination der Finanz- und sonstigen 
Bundesschulden – Bundesfinanzierungsgesetz, BGBl. I Nr. 763/192, die 
Veranlagungen sämtlicher Beiträge für den 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus durchzuführen. 

(7) … (7) … 
(8) Die FMA ist berechtigt, auf Ersuchen der Abwicklungsbehörde durch 

Verordnung gemäß § 74 Abs. 6 BWG den Instituten und Zweigstellen die für die 
Bemessung der Beiträge erforderliche aussagekräftige Ausweisung der 
Berechnungsgrundlage vorzuschreiben. 

(8) Die FMA ist berechtigt, auf Ersuchen der Abwicklungsbehörde durch 
Verordnung gemäß § 74 Abs. 6 BWG den Bestimmten Wertpapierfirmen und 
EU-Zweigstellen die für die Bemessung der Beiträge erforderliche 
aussagekräftige Ausweisung der Berechnungsgrundlage vorzuschreiben. 

 Nationaler Beitrag zum Einheitlichen Abwicklungsfonds 
 § 123a. (1) Institute mit Sitz im Inland, von denen gemäß Art. 70 der 

154/M
E

 X
X

V
. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

12 von 39

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  13 von 39 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verordnung (EU) Nr. 806/2014 Beiträge zu erheben sind, haben die regulären 
Beiträge und außerordentlichen nachträglich eingehobenen Beiträge durch 
finanzielle Mittel zu leisten. Die Summe der regulären Beiträge in einem 
Beitragsjahr entspricht der Beitragsvorschreibung des jährlichen nationalen 
Beitrags zum Einheitlichen Abwicklungsfonds durch den Ausschuss. 

 (2) Die Abwicklungsbehörde hat die regulären Beiträge und 
außerordentlichen nachträglich eingehobenen Beiträge zum Einheitlichen 
Abwicklungsfonds von Instituten, von denen gemäß Art. 70 der Verordnung (EU) 
Nr. 806/2014 reguläre Beiträge und außerordentliche nachträglich eingehobene 
Beiträge zu erheben sind, zu erheben. Hierzu hat sie diesen Instituten per 
Bescheid den jeweiligen regulären Beitrag, außerordentlichen nachträglich 
eingehobenen Beitrag und die nötigen Zahlungskonditionen vorzuschreiben. Die 
Institute haben die vorgeschriebenen Beiträge zeitgerecht auf ein von der FMA 
angegebenes Konto zu übertragen. Vorschreibungen sind dabei mit Fälligkeit 
vollstreckbar, auch wenn sie dem Grunde und der Höhe nach bestritten werden. 

 (3) Die Abwicklungsbehörde hat im Sinne des Art. 1 Abs. 1 des 
Übereinkommens den jährlichen nationalen regulären Beitrag und die nationalen 
außerordentlichen nachträglich eingehobenen Beiträge ab Anwendbarkeit des 
Übereinkommens und soweit diese nicht im Einklang mit Art. 3 Abs. 4 des 
Übereinkommens für nationale Abwicklungsmaßnahmen (§ 124 Abs. 1) 
verwendet wurden, gesamthaft auf die der Republik Österreich vom Ausschuss 
zugewiesene nationale Kammer des Einheitlichen Abwicklungsfonds zu 
übertragen. Die Abwicklungsbehörde hat mit Ausnahme der Beiträge, die in 
Einklang mit Art. 3 Abs. 4 des Übereinkommens für nationale 
Abwicklungsmaßnahmen verwendet wurden, nationale reguläre Beiträge und 
außerordentliche nachträglich eingehobene Beiträge nicht für eigene Maßnahmen 
zu verwenden. 

 (4) Die Abwicklungsbehörde hat die jährlichen nationalen regulären 
Beiträge und außerordentlichen nachträglich eingehobenen Beiträge gemäß 
Abs. 3 jeweils in Einklang mit den in Art. 3 des Übereinkommens festgelegten 
Fristen zu übertragen. Dabei hat die Abwicklungsbehörde die gemäß den §§ 126 
und 127 BaSAG in der Fassung des BGBl. I 98/2014 für das Jahr 2015 erhobenen 
Beiträge in Einklang mit den in Art. 3 Abs. 2 des Übereinkommens festgelegten 
Fristen auf den Einheitlichen Abwicklungsfonds zu übertragen. 

 (5) Wurden die Beiträge in Form von unwiderruflichen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Zahlungsverpflichtungen gemäß Art. 70 Abs. 3 der Verordnung (EU) 
Nr. 806/2014 erbracht, so sind diese Zahlungsverpflichtungen einschließlich der 
zugehörigen Sicherheiten auf den Einheitlichen Abwicklungsfonds zu übertragen. 

 (6) Wurden gemäß Art. 7 Abs. 1 des Übereinkommens vorübergehend 
Finanzmittel auf die der Republik Österreich zugewiesene Kammer übertragen, 
so überträgt die Abwicklungsbehörde vor Ablauf des Übergangszeitraums 
nationale außerordentliche nachträglich eingehobene Beiträge auf den 
Einheitlichen Abwicklungsfonds. Die Höhe der zu übertragenden 
außerordentlichen nachträglich eingehobenen Beiträge richtet sich nach Art. 7 
Abs. 1 Satz 2 des Übereinkommens. 

 (7) Werden Finanzmittel, die vorübergehend auf die der Republik Österreich 
zugewiesene Kammer übertragen wurden, nach Maßgabe des Art. 7 Abs. 5 des 
Übereinkommens zurückgefordert, überträgt die Abwicklungsbehörde die 
Finanzmittel gemäß Art. 7 Abs. 5 Satz 3 des Übereinkommens nach Maßgabe der 
Bedingungen, die der Ausschuss unter Anwendung des Art. 7 Abs. 5 UAbs. 2 des 
Übereinkommens festgelegt hat, auf den Einheitlichen Abwicklungsfonds. 

 (8) Die Abwicklungsbehörde hat dem Bundesminister für Finanzen jährlich 
und auf dessen Ersuchen Informationen über die eingehobenen regulären Beiträge 
und außerordentlichen nachträglich eingehobenen Beiträge und im 
Übergangszeitraum über den Stand der Mittelausstattung der der Republik 
Österreich zugewiesenen Kammer zu übermitteln.

 (9) Die FMA kann, auf Ersuchen der Abwicklungsbehörde und durch 
Verordnung gemäß § 74 Abs. 6 BWG von Instituten mit Sitz im Inland, von 
denen gemäß Art. 70 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 Beiträge zu erheben 
sind, die für die Bemessung der regulären Beiträge und außerordentlichen 
nachträglich eingehobenen Beiträge erforderliche aussagekräftige Ausweisung 
der Berechnungsgrundlage, in Einklang mit der Delegierten Verordnung (EU) 
2015/63, vorzuschreiben. 

 Ausübung der Befugnisse aus dem Übereinkommen 
 § 123b. (1) Die Abwicklungsbehörde hat den Bundesminister für Finanzen 

unverzüglich zu informieren über 
 1. den Eingang eines Antrags zur vorübergehenden Übertragung von 

Finanzmitteln aus der der Republik Österreich zugeordneten Kammer auf 
eine andere Kammer; 
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 2. einen Beschluss des Ausschusses über einen Antrag gemäß Z 1 und 
 3. sonstige Umstände, die für die Ausübung der Befugnisse gemäß Abs. 1 

und 2 von Bedeutung sind; 
und diesem einen begründeten Vorschlag zur weiteren Vorgehensweise zu 
unterbreiten. 

 (2) Die Abwicklungsbehörde kann mit Zustimmung des Bundesministers für 
Finanzen zur gesamten Vorgehensweise: 
 1. beim Ausschuss eine vorübergehende Übertragung von Finanzmitteln 

anderer nationaler Kammern auf die der Republik Österreich 
zugewiesene Kammer gemäß Art. 7 Abs. 1 des Übereinkommens 
beantragen; 

 2. Einwände gegen die vorübergehende Übertragung von Finanzmitteln von 
der der Republik Österreich zugewiesenen Kammer auf eine andere 
nationale Kammer gemäß Art. 7 Abs. 4 des Übereinkommens erheben; 

 3. die Rückübertragung von finanziellen Mitteln, die von der der Republik 
Österreich zugewiesenen Kammer auf eine andere nationale Kammer 
übertragen wurden, gemäß Art. 7 Abs. 5 des Übereinkommens 
beantragen; 

 4. an den Ausschuss einen Antrag gemäß Art. 10 Abs. 2 des 
Übereinkommens stellen, um durch den Ausschuss überprüfen zu lassen, 
ob eine andere Vertragspartei des Übereinkommens ihre Verpflichtung 
zur Übertragung von Beiträgen auf den einheitlichen Abwicklungsfonds 
erfüllt hat; und 

 5. an den Ausschuss das Ersuchen gemäß Art. 5 Abs. 1 lit. a des 
Übereinkommens, die Kriterien gemäß Art. 107 Abs. 5 lit. b der 
Richtlinie 2014/59/EU zu berücksichtigen, stellen. 

 (3) Wird ein Antrag auf Grundlage des Art. 7 Abs. 1 lit. a des 
Übereinkommens durch eine andere Vertragspartei gestellt und wurden 
finanzielle Mittel auf die der Republik Österreich zugewiesene Kammer aus der 
dieser Vertragspartei zugeordneten Kammer übertragen, hat der Bundesminister 
für Finanzen die Rückzahlung der finanziellen Mittel sicherzustellen, um den sich 
aus Art. 7 Abs. 5 des Übereinkommens ergebenden Verpflichtungen 
nachzukommen. 

 Beitragsgebarung und -verwaltung 
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 § 123c. (1) Vermögenswerte, die dem 

Abwicklungsfinanzierungsmechanismus oder dem Einheitlichen 
Abwicklungsfonds zuzurechnen sind, sind nicht dem Vermögen der FMA 
zuzurechnen und können nicht gegenseitig aufgerechnet werden. Forderungen 
gegen die Abwicklungsbehörde, Forderungen, die dem 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus zuzurechnen sind und Forderungen, die 
dem Einheitlichen Abwicklungsfonds zuzurechnen sind, können rechtswirksam 
nicht gegeneinander aufgerechnet werden. 

 (2) Die Abwicklungsbehörde hat für den 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus jedes Geschäftsjahr (Kalenderjahr) einen 
Voranschlag und eine Bilanz zu erstellen sowie einen Geschäftsbericht zu 
verfassen. Dem Voranschlag ist jeweils eine Vorschau über das folgende Jahr 
anzuschließen. Auf das Verfahren für den Voranschlag sind die Bestimmungen 
für den Finanzplan der FMA (§ 17 FMABG), für die Bilanz sind die 
Bestimmungen für den Jahresabschluss der FMA (§ 18 FMABG) und für den 
Geschäftsbericht die Bestimmungen für den Jahresbericht der FMA (§ 16 Abs. 3 
FMABG) anzuwenden. Die Bestimmungen des dritten Abschnittes des dritten 
Buches des Unternehmensgesetzbuches – UGB, dRGBl. 1897, sind nicht 
anzuwenden. 

 (3) Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat der FMA regelmäßig, zumindest aber 
einmal jährlich, Bericht über die Dotierung des 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus und die Anlagestrategie zu erstatten. 
Weiters hat die FMA regelmäßig, zumindest aber jährlich, Bericht über die 
nationalen Beiträge zum Einheitlichen Abwicklungsfonds und den Gesamtwert 
der der nationalen Kammer zugewiesenen Vermögenswerte zum 
Abschlussstichtag zu erstatten. 

 (4) Die im Voraus erhobenen Beiträge zum 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus und zum Einheitlichen 
Abwicklungsfonds werden einen Monat nach ihrer Vorschreibung an das 
beitragspflichtige Institut gemäß Abs. 1 Z 1 oder an den beitragspflichtigen 
Rechtsträger gemäß Abs. 1 Z 2 fällig, sofern die Abwicklungsbehörde nicht 
bescheidmäßig einen anderen Zeitpunkt bestimmt. Die außerordentlichen 
nachträglich erhobenen Beiträge zum Abwicklungsfinanzierungsmechanismus 
und zum Einheitlichen Abwicklungsfonds werden mit Vorschreibung an das 
beitragspflichtige Institut gemäß Abs. 1 Z 1 oder an den beitragspflichtigen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Rechtsträger gemäß Abs. 1 Z 2 fällig, sofern die Abwicklungsbehörde 
bescheidmäßig nicht einen späteren Zeitpunkt bestimmt. 

§ 124. (1) Der Abwicklungsfinanzierungsmechanismus ist ausschließlich in 
dem für die wirksame Anwendung der Abwicklungsinstrumente erforderlichen 
Umfang für folgende Maßnahmen zu verwenden: 
 1. Besicherung der Vermögenswerte oder Verbindlichkeiten des in 

Abwicklung befindlichen Instituts, seiner Tochterunternehmen, eines 
Brückeninstituts oder einer Abbaueinheit; 

 2. Gewährung von Darlehen an das in Abwicklung befindliche Institut, 
seine Tochterunternehmen, ein Brückeninstitut oder eine Abbaueinheit; 

 3. Erwerb von Vermögenswerten des in Abwicklung befindlichen Instituts; 
 4. Bereitstellung von Kapital für ein Brückeninstitut oder eine 

Abbaueinheit; 
 5. Entschädigungszahlungen an Anteilseigner oder Gläubiger gemäß § 108; 
 6. Beitragsleistungen an das in Abwicklung befindliche Institut anstelle der 

Herabschreibung oder Umwandlung der Verbindlichkeiten bestimmter 
Gläubiger, wenn das Instrument der Gläubigerbeteiligung angewandt 
wird und die Abwicklungsbehörde entscheidet, bestimmte Gläubiger 
vom Anwendungsbereich des Instruments der Gläubigerbeteiligung 
gemäß § 86 Abs. 4 und § 87 auszuschließen; 

 7. Kreditvergabe an andere Abwicklungsfinanzierungsmechanismen in der 
Union auf freiwilliger Basis gemäß § 129 oder 

 8. Kombination der in den Z 1 bis 7 genannten Maßnahmen. 

§ 124. (1) Der Abwicklungsfinanzierungsmechanismus ist ausschließlich in 
dem für die wirksame Anwendung der Abwicklungsinstrumente erforderlichen 
Umfang für folgende Maßnahmen zu verwenden: 
 1. Besicherung der Vermögenswerte oder Verbindlichkeiten der in 

Abwicklung befindlichen Bestimmten Wertpapierfirma, seiner 
Tochterunternehmen, eines Brückeninstituts oder einer Abbaueinheit; 

 2. Gewährung von Darlehen an eine in Abwicklung befindliche Bestimmte 
Wertpapierfirma, ihre Tochterunternehmen, ein Brückeninstitut oder eine 
Abbaueinheit; 

 3. Erwerb von Vermögenswerten einer in Abwicklung befindlichen 
Bestimmten Wertpapierfirma; 

 4. Bereitstellung von Kapital für ein Brückeninstitut oder eine 
Abbaueinheit; 

 5. Entschädigungszahlungen an Anteilseigner oder Gläubiger gemäß § 108; 
 6. Beitragsleistungen an die in Abwicklung befindliche Bestimmte 

Wertpapierfirma anstelle der Herabschreibung oder Umwandlung der 
Verbindlichkeiten bestimmter Gläubiger, wenn das Instrument der 
Gläubigerbeteiligung angewandt wird und die Abwicklungsbehörde 
entscheidet, bestimmte Gläubiger vom Anwendungsbereich des 
Instruments der Gläubigerbeteiligung gemäß § 86 Abs. 4 und § 87 
auszuschließen; 

 7. Kreditvergabe an andere Abwicklungsfinanzierungsmechanismen in der 
Union auf freiwilliger Basis gemäß § 129 oder 

8. Kombination der in den Z 1 bis 7 genannten Maßnahmen.
(2) … (2) … 
(3) Die Mittel aus dem Abwicklungsfinanzierungsmechanismus sind nicht 

direkt zu verwenden, um die Verluste eines Instituts oder eines Unternehmens 
gemäß § 1 Abs. 1 Z 2 bis 4 auszugleichen oder um ein solches Institut oder 
Unternehmen zu rekapitalisieren. Führt die Verwendung der Mittel aus dem 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus für die in Abs. 1 genannten Maßnahmen 
indirekt dazu, dass Teile der Verluste eines Instituts oder eines Unternehmens 
gemäß § 1 Abs. 1 Z 2 bis 4 auf den Abwicklungsfinanzierungsmechanismus 

(3) Die Mittel aus dem Abwicklungsfinanzierungsmechanismus sind nicht 
direkt zu verwenden, um die Verluste einer Bestimmten Wertpapierfirma oder 
einer EU-Zweigstelle auszugleichen oder um ein solches Institut oder 
Unternehmen zu rekapitalisieren. Führt die Verwendung der Mittel aus dem 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus für die in Abs. 1 genannten Maßnahmen 
indirekt dazu, dass Teile der Verluste eines solchen Instituts oder Unternehmens 
auf den Abwicklungsfinanzierungsmechanismus abgewälzt werden, so gelten die 
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abgewälzt werden, so gelten die Grundsätze für die Inanspruchnahme des 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus gemäß § 87. 

Grundsätze für die Inanspruchnahme des Abwicklungsfinanzierungsmechanismus 
gemäß § 87. 

§ 125. (1) Die Institute haben in dem Ausmaß Beiträge zu leisten und die 
Abwicklungsbehörde hat dafür Sorge zu tragen, dass die im Rahmen des 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus verfügbaren Mittel bis zum 
31. Dezember 2015 zumindest 0,1 vH der gesicherten Einlagen aller in Österreich 
zugelassenen Institute entsprechen. Bis zum 31. Dezember 2024 haben die im 
Rahmen des Abwicklungsfinanzierungsmechanismus verfügbaren Mittel 
zumindest 1 vH der gesicherten Einlagen aller in Österreich zugelassenen 
Institute zu entsprechen. 

§ 125. (1) Bestimmte Wertpapierfirmen und EU-Zweigstellen haben 
Beiträge und außerordentliche Beiträge zu leisten. Bis zum 31. Dezember 2024 
haben die im Rahmen des Abwicklungsfinanzierungsmechanismus verfügbaren 
Mittel unter Abzug der Beiträge, die an den Einheitlichen Abwicklungsfonds 
gemäß § 123a übertragen werden, 1 vH der gesicherten Einlagen aller in 
Österreich zugelassenen Institute zu betragen. 

(2) … (2) … 
(3) Hat der Abwicklungsfinanzierungsmechanismus insgesamt 

Auszahlungen von mehr als 0,5 vH der Summe der gesicherten Einlagen aller in 
Österreich zugelassenen Institute vorgenommen, so kann die Aufbauphase um 
höchstens vier Jahre verlängert werden. 

(3) Hat der Abwicklungsfinanzierungsmechanismus insgesamt 
Auszahlungen von mehr als 0,5 vH der Summe der gesicherten Einlagen aller in 
Österreich zugelassenen EU-Zweigstellen und in Österreich zugelassenen 
Bestimmten Wertpapierfirmen vorgenommen, so kann die Aufbauphase um 
höchstens vier Jahre verlängert werden. 

(4) – (5) … (4) – (5) … 
Erreichung der Zielausstattung Beiträge zum Abwicklungsfinanzierungsmechanismus 

§ 126. (1) Sofern dies erforderlich ist, um die in § 125 genannte 
Zielausstattung zu erreichen, hat die Abwicklungsbehörde die Beiträge den in 
Österreich zugelassenen Instituten und Zweigstellen vorzuschreiben und die 
Beiträge einzuheben. 

§ 126. (1) Sofern dies erforderlich ist, um die in § 125 genannte 
Zielausstattung zu erreichen, hat die Abwicklungsbehörde zugelassenen 
Bestimmten Wertpapierfirmen und EU-Zweigstellen Beiträge vorzuschreiben und 
diese zu erheben. 

(2) Die Abwicklungsbehörde hat die Beiträge von den einzelnen Instituten 
anteilig zur Höhe ihrer Verbindlichkeiten (ohne Eigenmittel) minus gesicherte 
Einlagen im Verhältnis zu den aggregierten Verbindlichkeiten (ohne Eigenmittel) 
minus gesicherte Einlagen aller in Österreich zugelassenen Institute einzuheben. 
Diese Beiträge sind entsprechend dem Risikoprofil der Institute anzupassen, 
wobei die in Abs. 5 festgelegten Kriterien zugrunde zu legen sind. 

(2) Die Abwicklungsbehörde hat die Beiträge von den einzelnen Bestimmten 
Wertpapierfirmen und EU-Zweigstellen anteilig zur Höhe ihrer Verbindlichkeiten 
(ohne Eigenmittel) minus gesicherte Einlagen im Verhältnis zu den aggregierten 
Verbindlichkeiten (ohne Eigenmittel) minus gesicherte Einlagen aller in 
Österreich zugelassenen Institute einzuheben. Diese Beiträge sind entsprechend 
dem Risikoprofil der Bestimmten Wertpapierfirmen und EU-Zweigstellen 
anzupassen, wobei die in Abs. 5 festgelegten Kriterien zugrunde zu legen sind. 

(3) … (3) … 
(4) Die von dem in Abwicklung befindlichen Institut oder dem 

Brückeninstitut erhaltenen Beträge, Zinsen und sonstigen Erträge aus Anlagen 
und etwaigen weiteren Einnahmen können dem 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus zugeführt werden. 

(4) Die von in Abwicklung befindlichen EU-Zweigstellen oder von 
Bestimmten Wertpapierfirmen oder dem Brückeninstitut erhaltenen Beträge, 
Zinsen und sonstigen Erträge aus Anlagen und etwaigen weiteren Einnahmen 
können dem Abwicklungsfinanzierungsmechanismus zugeführt werden. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(5) … (5) … 
§ 127. (1) Reichen die verfügbaren Finanzmittel nicht aus, um Verluste, 

Kosten und sonstige Aufwendungen im Zusammenhang mit der Nutzung des 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus zu decken, so hat die 
Abwicklungsbehörde von den in Österreich zugelassenen Instituten und 
Zweigstellen außerordentliche nachträglich erhobene Beiträge einzuheben, um 
die zusätzlichen Aufwendungen zu decken. Die Berechnung der Höhe der auf die 
einzelnen Institute entfallenden außerordentlichen nachträglich eingehobenen 
Beiträge hat gemäß den in § 126 Absatz 2 festgelegten Regeln zu erfolgen. Die 
außerordentlichen nachträglich eingehobenen Beiträge dürfen den dreifachen 
Jahresbetrag der gemäß § 126 festgelegten Beiträge nicht überschreiten. 

§ 127. (1) Reichen die verfügbaren Finanzmittel nicht aus, um Verluste, 
Kosten und sonstige Aufwendungen im Zusammenhang mit der Nutzung des 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus zu decken, so hat die 
Abwicklungsbehörde von EU-Zweigstellen und den in Österreich zugelassenen 
Bestimmten Wertpapierfirmen nachträglich außerordentliche Beiträge 
einzuheben, um die zusätzlichen Aufwendungen zu decken. Die Berechnung der 
Höhe der auf die einzelnen Bestimmten Wertpapierfirmen und EU-Zweigstellen 
entfallenden außerordentlichen nachträglich eingehobenen Beiträge hat gemäß 
den in § 126 Abs. 2 festgelegten Regeln zu erfolgen. Die außerordentlichen 
nachträglich eingehobenen Beiträge dürfen den dreifachen Jahresbetrag der 
gemäß § 126 festgelegten Beiträge nicht überschreiten 

(2) … (2) … 
(3) Die Abwicklungsbehörde kann die Pflicht eines Instituts zur Zahlung 

außerordentlicher nachträglich eingehobener Beiträge an den 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus ganz oder teilweise aufschieben, wenn 
durch die Entrichtung dieser Beiträge die Liquidität oder die Solvenz des Instituts 
gefährdet würde. Ein solcher Aufschub ist für höchstens sechs Monate zu 
gewähren, kann jedoch auf Antrag des Instituts verlängert werden. Der gemäß 
diesem Absatz aufgeschobene Beitrag ist zu entrichten, sobald die Liquidität oder 
die Solvenz des Instituts durch die Entrichtung des Betrags nicht länger gefährdet 
wird. 

(3) Die Abwicklungsbehörde kann die Pflicht einer Bestimmten 
Wertpapierfirma oder EU-Zweigstelle zur Zahlung außerordentlicher nachträglich 
eingehobener Beiträge an den Abwicklungsfinanzierungsmechanismus ganz oder 
teilweise aufschieben, wenn durch die Entrichtung dieser Beiträge die Liquidität 
oder die Solvenz des Instituts oder Unternehmens gefährdet würde. Ein solcher 
Aufschub ist für höchstens sechs Monate zu gewähren, kann jedoch auf Antrag 
der Bestimmten Wertpapierfirma oder EU-Zweigstelle verlängert werden. Der 
gemäß diesem Absatz aufgeschobene Beitrag ist zu entrichten, sobald die 
Liquidität oder die Solvenz der Bestimmten Wertpapierfirma oder EU-
Zweigstelle durch die Entrichtung des Betrags nicht länger gefährdet wird. 

§ 128. Die Abwicklungsbehörde kann Kredite aufnehmen oder andere 
Formen der Unterstützung durch Institute, CRR-Finanzinstitute oder sonstige 
Dritte in Anspruch nehmen, falls die gemäß § 126 eingehobenen Beiträge nicht 
ausreichen, um die durch Inanspruchnahme der 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismen entstehenden Verluste, Kosten oder 
sonstigen Aufwendungen zu decken, und wenn die in gemäß § 127 vorgesehenen 
außerordentlichen nachträglich eingehobenen Beiträge nicht unmittelbar 
verfügbar oder ausreichend sind. 

§ 128. Die Abwicklungsbehörde kann auf Rechnung des 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus Kredite aufnehmen oder andere Formen 
der Unterstützung durch Institute, CRR-Finanzinstitute oder sonstige Dritte in 
Anspruch nehmen, falls die gemäß § 126 eingehobenen regulären Beiträge nicht 
ausreichen, um die durch Inanspruchnahme der 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismen entstehenden Verluste, Kosten oder 
sonstigen Aufwendungen zu decken, und wenn die in gemäß § 127 vorgesehenen 
außerordentlichen nachträglich eingehobenen Beiträge nicht unmittelbar 
verfügbar oder ausreichend sind. 

§ 129. (1) Die Abwicklungsbehörde kann beantragen, bei anderen 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismen in der Union Kredite aufzunehmen, falls 

§ 129. (1) Die Abwicklungsbehörde kann auf Rechnung des 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus bei anderen 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismen in der Union Kredite aufnehmen, falls 
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 1. die gemäß § 126 eingehobenen Beiträge nicht ausreichen, um die durch 

Inanspruchnahme des Abwicklungsfinanzierungsmechanismus 
entstehenden Verluste, Kosten oder sonstigen Ausgaben zu decken; 

 2. die gemäß § 127 vorgesehenen außerordentlichen nachträglich 
eingehobenen Beiträge nicht unmittelbar verfügbar sind und 

 3. die gemäß § 128 vorgesehenen alternativen Finanzierungsmöglichkeiten 
zu vertretbaren Bedingungen nicht unmittelbar verfügbar sind. 

 1. die gemäß § 126 eingehobenen Beiträge nicht ausreichen, um die durch 
Inanspruchnahme des Abwicklungsfinanzierungsmechanismus 
entstehenden Verluste, Kosten oder sonstigen Ausgaben zu decken; 

 2. die gemäß § 127 vorgesehenen außerordentlichen nachträglich 
eingehobenen Beiträge nicht unmittelbar verfügbar sind und 

 3. die gemäß § 128 vorgesehenen alternativen Finanzierungsmöglichkeiten 
zu vertretbaren Bedingungen nicht unmittelbar verfügbar sind. 

(2) Die Abwicklungsbehörde ist berechtigt, in den in Abs. 1 genannten 
Fällen anderen Abwicklungsfinanzierungsmechanismen in der Union Kredite zu 
gewähren. 

(2) Die Abwicklungsbehörde kann anderen 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismen in der Union Kredite aus dem 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus zu gewähren, sofern diese die 
Bedingungen von Abs. 1 Z 1 bis 3 erfüllen und wenn nach Kreditgewährung der 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus weiterhin über ausreichende 
Finanzmittel verfügt.

(3) – (6) … (3) – (6) … 
§ 130. (1) Im Fall einer Gruppenabwicklung gemäß den §§ 139 bis 146 hat 

der Abwicklungsfinanzierungsmechanismus eines in Österreich zugelassenen 
Instituts, das Teil der Gruppe ist, zur Finanzierung der Gruppenabwicklung nach 
Maßgabe der folgenden Absätze beizutragen. 

§ 130. (1) Im Fall einer Gruppenabwicklung gemäß den §§ 139 bis 146 hat 
der Abwicklungsfinanzierungsmechanismus einer bestimmten Wertpapierfirma, 
das Teil der Gruppe ist, zur Finanzierung der Gruppenabwicklung nach Maßgabe 
der folgenden Absätze beizutragen. 

(2) Ist die Abwicklungsbehörde die für die Gruppenabwicklung zuständige 
Behörde, so hat sie nach Anhörung der Abwicklungsbehörden der Institute, die 
Teil der Gruppe sind, erforderlichenfalls vor Ergreifen einer 
Abwicklungsmaßnahme als Teil des Gruppenabwicklungskonzepts gemäß den 
§§ 139 bis 146 einen Finanzierungsplan vorzuschlagen. Der Finanzierungsplan ist 
nach dem Entscheidungsfindungsverfahren gemäß den §§ 139 bis 146 zu 
vereinbaren.

(2) Ist die Abwicklungsbehörde die für die Gruppenabwicklung zuständige 
Behörde, so hat sie nach Anhörung der Abwicklungsbehörden der Bestimmten 
Wertpapierfirmen, die Teil der Gruppe sind, erforderlichenfalls vor Ergreifen 
einer Abwicklungsmaßnahme als Teil des Gruppenabwicklungskonzepts gemäß 
den §§ 139 bis 146 einen Finanzierungsplan vorzuschlagen. Der 
Finanzierungsplan ist nach dem Entscheidungsfindungsverfahren gemäß den 
§§ 139 bis 146 zu vereinbaren.

(3) – (4) … (3) – (4) … 
(5) Sofern im Finanzierungsplan nichts anderes vereinbart wurde, ist bei der 

Grundlage für die Berechnung des Beitrags jedes nationalen 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus insbesondere Folgendes zu 
berücksichtigen: 
 1. Der Anteil an den risikogewichteten Vermögenswerten der Gruppe, die 

bei Instituten und Unternehmen gemäß § 1 Abs. 1 Z 2 bis 4 gehalten 
werden, die in dem Mitgliedstaat des betreffenden 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus ansässig sind; 

(5) Sofern im Finanzierungsplan nichts anderes vereinbart wurde, ist bei der 
Grundlage für die Berechnung des Beitrags jedes nationalen 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus insbesondere Folgendes zu 
berücksichtigen: 
 1. Der Anteil an den risikogewichteten Vermögenswerten der Gruppe, die 

bei Bestimmten Wertpapierfirmen gehalten werden, die in dem 
Mitgliedstaat des betreffenden Abwicklungsfinanzierungsmechanismus 
ansässig sind; 
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 2. der Anteil an den Vermögenswerten der Gruppe, die bei Instituten und 

Unternehmen gemäß § 1 Abs. 1 Z 2 bis 4 gehalten werden, die in dem 
Mitgliedstaat des betreffenden Abwicklungsfinanzierungsmechanismus 
ansässig sind; 

 3. der Anteil an den Verlusten, die die Gruppenabwicklung erforderlich 
machen, die in den Unternehmen der Gruppe entstanden sind, die unter 
der Aufsicht der zuständigen Behörden in dem Mitgliedstaat des 
betreffenden Abwicklungsfinanzierungsmechanismus stehen, und 

 4. der Anteil an den Mitteln der 
Gruppenabwicklungsfinanzierungsmechanismen, die im Rahmen des 
Finanzierungsplans voraussichtlich so verwendet werden, dass sie 
unmittelbar den Unternehmen der Gruppe zugutekommen, die in dem 
Mitgliedstaat des betreffenden Abwicklungsfinanzierungsmechanismus 
ansässig sind. 

 2. der Anteil an den Vermögenswerten der Gruppe, die bei Bestimmten 
Wertpapierfirmen gehalten werden, die in dem Mitgliedstaat des 
betreffenden Abwicklungsfinanzierungsmechanismus ansässig sind; 

 3. der Anteil an den Verlusten, die die Gruppenabwicklung erforderlich 
machen, die in den Unternehmen der Gruppe entstanden sind, die unter 
der Aufsicht der zuständigen Behörden in dem Mitgliedstaat des 
betreffenden Abwicklungsfinanzierungsmechanismus stehen, und 

 4. der Anteil an den Mitteln der 
Gruppenabwicklungsfinanzierungsmechanismen, die im Rahmen des 
Finanzierungsplans voraussichtlich so verwendet werden, dass sie 
unmittelbar den Unternehmen der Gruppe zugutekommen, die in dem 
Mitgliedstaat des betreffenden Abwicklungsfinanzierungsmechanismus 
ansässig sind. 

(6) – (8) … (6) – (8) … 
§ 133. 

 1. – 7. …
§ 133. 
1. – 7. ... 

 8. … 
 a) die entweder Auswirkungen auf das Unionsmutterunternehmen, das 

Tochterunternehmen oder gegebenenfalls die Zweigstelle haben oder 
wahrscheinlich haben werden und 

 b) die Auswirkungen auf die Stabilität des Mitgliedstaats, in dem das 
Unionsmutterunternehmen, das Tochterunternehmen oder 
gegebenenfalls die Zweigstelle niedergelassen ist oder sich befindet, 
haben oder wahrscheinlich haben werden.

 8. … 
 a) die entweder Auswirkungen auf das EU-Mutterunternehmen, das 

Tochterunternehmen oder gegebenenfalls die Zweigstelle haben oder 
wahrscheinlich haben werden und 

 b) die Auswirkungen auf die Stabilität des Mitgliedstaats, in dem das 
EU-Mutterunternehmen, das Tochterunternehmen oder gegebenenfalls 
die Zweigstelle niedergelassen ist oder sich befindet, haben oder 
wahrscheinlich haben werden.

 9. – 11. …  9. – 11. … 
 Empfehlungen des Ausschusses 
 § 158a. Die Abwicklungsbehörde hat Empfehlungen des Ausschusses 

gemäß Art. 38 Abs. 8 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 zu prüfen und bei 
Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen Verwaltungssanktionen und andere 
Maßnahmen nach Maßgabe der §§ 152 bis 158 BaSAG zu verhängen. 

 Vollstreckung von Geldbußen und Zwangsgeldern des Ausschusses 
 § 158b. (1) Die vom Ausschuss gemäß den Art. 38 und 39 der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verordnung (EU) Nr. 806/2014 mittels Beschluss verhängten Geldbußen und 
Zwangsgelder sind, sofern ein Bescheid gemäß Abs. 2 erlassen wurde, von den 
Bezirksverwaltungsbehörden in Anwendung des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 – VVG, BGBl. Nr. 53/1991, zu 
vollstrecken. 

 (2) Die FMA hat im Zuge einer Vollstreckung einen Beschluss des 
Ausschusses gemäß den Art. 38 und 39 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 auf 
seine Echtheit hin zu prüfen. Ist der Beschluss echt, hat die FMA dies mit 
Bescheid festzustellen. Dieser Bescheid bildet den Vollstreckungstitel gemäß 
Art. 41 Abs. 3 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014. 

 (3) Für die Vollstreckung eines Bescheides gemäß Abs. 2 tritt an die Stelle 
des in § 5 Abs. 3 VVG vorgesehenen Betrags der Betrag von 30 000 Euro. 

§ 159. Die von der FMA gemäß diesem Bundesgesetz verhängten 
Geldstrafen fließen dem Bund zu. 

§ 159. (1) Die von der FMA gemäß diesem Bundesgesetz verhängten 
Geldstrafen fließen dem Bund zu. 

 (2) Abweichend von Abs. 1 fließen Beträge aus Geldbußen und 
Zwangsgeldern, die aufgrund eines Beschlusses des Ausschusses gemäß den 
Art. 38 und 39 der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 verhängt werden, dem 
einheitlichen Abwicklungsfonds zu. 

§ 165. Die zur Durchführung dieses Bundesgesetzes erforderlichen 
Rechtsgeschäfte, Schriften und Amtshandlungen sind von den bundesgesetzlich 
geregelten Abgaben, den Bundesverwaltungsabgaben sowie den im Gerichts- und 
Justizverwaltungsgebührengesetz – GGG 1984, BGBl. Nr. 501/1984, geregelten 
Gebühren befreit.

§ 165. (1) Die zur Durchführung dieses Bundesgesetzes erforderlichen 
Rechtsgeschäfte, Schriften und Amtshandlungen sind von den bundesgesetzlich 
geregelten Abgaben, den Bundesverwaltungsabgaben sowie den im 
Gerichtsgebührengesetz – GGG, BGBl. Nr. 501/1984, geregelten Gerichts- und 
Justizverwaltungsgebühren befreit.

 (2) Der Bund, die Abwicklungsbehörde, der 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus und der Ausschuss sowie ein 
Brückeninstitut, eine Abbaueinheit, die FIMBAG und die ABBAG sind überdies 
von der Entrichtung der im GGG geregelten Gebühren in Verfahren vor den 
ordentlichen Gerichten befreit, die Angelegenheiten des Vollzugs dieses 
Bundesgesetzes zum Gegenstand haben. 

Artikel 3 
Änderung des Bankwesengesetzes 

§ 22. Bestands- und Systemgefährdung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 § 33. Besondere Vorschriften für Hypothekar- und Immobilienkreditverträge

§ 3. (1) – (4) … § 3. (1) – (4) …
(4a) Für Kreditinstitute, die zum Betrieb des Immobilienfondsgeschäfts 

gemäß § 1 Abs. 1 Z 13a berechtigt sind, gilt, dass 
 1. die §§ 22 bis 24a, 27a, 39 Abs. 3 und Abs. 4, 39a, 43 Abs. 1a, 57 Abs. 5 

sowie 74 Abs. 1 in Verbindung mit 74 Abs. 6 Z 3 lit. a dieses 
Bundesgesetzes und die Teile 3, 5, 6, 7 und 8 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 nicht anwendbar sind; 

 2. die Eigenmittel unabhängig von der Eigenmittelanforderung zu keiner 
Zeit unter den gemäß § 9 Abs. 5 Z 1 WAG 2007 zu ermittelnden Betrag 
absinken dürfen. 

(4a) Für Kreditinstitute, die zum Betrieb des Immobilienfondsgeschäfts 
gemäß § 1 Abs. 1 Z 13a berechtigt sind, gilt, dass 
 1. die §§ 22a bis 24a, 27a, 39 Abs. 3 und Abs. 4, 39a, 43 Abs. 1a, 57 Abs. 5 

sowie 74 Abs. 1 in Verbindung mit 74 Abs. 6 Z 3 lit. a dieses 
Bundesgesetzes und die Teile 3, 5, 6, 7 und 8 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 nicht anwendbar sind; 

 2. die Eigenmittel unabhängig von der Eigenmittelanforderung zu keiner 
Zeit unter den gemäß § 9 Abs. 5 Z 1 WAG 2007 zu ermittelnden Betrag 
absinken dürfen. 

(5) – (6) … (5) – (6) … 
(7) Für Kreditinstitute, die zum Betrieb des Betrieblichen 

Vorsorgekassengeschäfts berechtigt sind, gilt, dass 
 a) § 5 Abs. 1 Z 5 mit der Maßgabe anzuwenden ist, dass an die Stelle von 

5 Millionen Euro Anfangskapital 1,5 Millionen Euro treten; 
 b) § 69a Abs. 2 mit der Maßgabe anzuwenden ist, dass bei der Berechnung 

der Kostenzahl das im Quartalsausweis gemäß § 39 BMSVG für das 
letztvorangegangene vierte Quartal eines Kalenderjahres ausgewiesene 
Eigenmittelerfordernis gemäß § 20 BMSVG mitheranzuziehen ist; 

 c) § 1 Abs. 3, §§ 22 bis 24a, § 27a, § 39a, § 43 Abs. 1a, § 57 Abs. 5, § 74 
Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 6 Z 3 lit. a dieses Bundesgesetzes und 
Art. 89 bis 91 sowie Teil 3, 5, 6, 7 und 8 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 nicht anzuwenden sind sowie Teil 4 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 nicht auf die Aktiva der Veranlagungsgemeinschaft 
anzuwenden ist; 

 d) unabhängig von den Eigenmittelanforderungen gemäß lit. a und § 20 
BMSVG die Eigenmittel der BV-Kasse zu keiner Zeit unter den gemäß 
§ 9 Abs. 5 Z 1 WAG 2007 zu ermittelnden Betrag absinken dürfen, 
wobei zur Ermittlung der Betriebsaufwendungen Anlage 1 zu § 40 
BMSVG, Formblatt B, Position B.2. heranzuziehen ist; 

 e) § 5 Abs. 1 Z 9a, § 28a Abs. 5 Z 5, § 29 und § 42 Abs. 6 mit der Maßgabe 
anzuwenden sind, dass bei der Ermittlung der Bilanzsumme das der 
Veranlagungsgemeinschaft zugeordnete Vermögen nicht einzurechnen 

(7) Für Kreditinstitute, die zum Betrieb des Betrieblichen 
Vorsorgekassengeschäfts berechtigt sind, gilt, dass 
 a) § 5 Abs. 1 Z 5 mit der Maßgabe anzuwenden ist, dass an die Stelle von 

5 Millionen Euro Anfangskapital 1,5 Millionen Euro treten; 
 b) § 69a Abs. 2 mit der Maßgabe anzuwenden ist, dass bei der Berechnung 

der Kostenzahl das im Quartalsausweis gemäß § 39 BMSVG für das 
letztvorangegangene vierte Quartal eines Kalenderjahres ausgewiesene 
Eigenmittelerfordernis gemäß § 20 BMSVG mitheranzuziehen ist; 

 c) § 1 Abs. 3, §§ 22a bis 24a, § 27a, § 39a, § 43 Abs. 1a, § 57 Abs. 5, § 74 
Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 6 Z 3 lit. a dieses Bundesgesetzes und 
Art. 89 bis 91 sowie Teil 3, 5, 6, 7 und 8 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 nicht anzuwenden sind sowie Teil 4 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 nicht auf die Aktiva der Veranlagungsgemeinschaft 
anzuwenden ist; 

 d) unabhängig von den Eigenmittelanforderungen gemäß lit. a und § 20 
BMSVG die Eigenmittel der BV-Kasse zu keiner Zeit unter den gemäß 
§ 9 Abs. 5 Z 1 WAG 2007 zu ermittelnden Betrag absinken dürfen, 
wobei zur Ermittlung der Betriebsaufwendungen Anlage 1 zu § 40 
BMSVG, Formblatt B, Position B.2. heranzuziehen ist; 

 e) § 5 Abs. 1 Z 9a, § 28a Abs. 5 Z 5, § 29 und § 42 Abs. 6 mit der Maßgabe 
anzuwenden sind, dass bei der Ermittlung der Bilanzsumme das der 
Veranlagungsgemeinschaft zugeordnete Vermögen nicht einzurechnen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
ist. ist. 

(8) – (9) … (8) – (9) … 
(10) Für Kreditinstitute, die keine CRR-Kreditinstitute sind, sind hinsichtlich 

der Entgegennahme von Geldern aus notariellen Treuhandschaften gemäß § 109a 
Notariatsordnung, RGBl. Nr. 75/1871, der Durchführung des in diesem 
Zusammenhang stehenden Girogeschäfts sowie der Veranlagung dieser Gelder 
Teil 3, 4, 6 und 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sowie die §§ 22 bis 24a 
nicht anzuwenden. 

(10) Für Kreditinstitute, die keine CRR-Kreditinstitute sind, sind hinsichtlich 
der Entgegennahme von Geldern aus notariellen Treuhandschaften gemäß § 109a 
Notariatsordnung, RGBl. Nr. 75/1871, der Durchführung des in diesem 
Zusammenhang stehenden Girogeschäfts sowie der Veranlagung dieser Gelder 
Teil 3, 4, 6 und 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sowie die §§ 22a bis 24a 
nicht anzuwenden. 

§ 15. (1) – (2) … § 15. (1) – (2) ...
(3) Bei dringender Gefahr für die Erfüllung der Verpflichtungen des 

Kreditinstitutes gemäß Abs. 1 gegenüber seinen Gläubigern, insbesondere für die 
Sicherheit der ihm anvertrauten Vermögenswerte, den Schutz der gemeinsamen 
Interessen der Einleger oder Anleger, bei systemischem Risiko, Bestands- oder 
Systemgefährdung oder zur Gewährleistung der Stabilität des österreichischen 
Finanzsystems, kann die FMA, sofern die zuständigen Behörden des 
Herkunftsmitgliedstaates noch keine Maßnahmen ergriffen oder 
Sanierungsmaßnahmen gemäß Art. 2 der Richtlinie 2001/24/EG über die 
Sanierung und Liquidation von Kreditinstituten, ABl. Nr. L 125 vom 05.05.2001 
S. 15 gesetzt haben, zur Abwendung dieser Gefahr befristete Maßnahmen nach 
Abs. 2 Z 1 und 2 durch Bescheid unter gleichzeitiger Information der zuständigen 
Behörden des Herkunftsmitgliedstaates, der Europäischen Kommission und der 
EBA anordnen, die spätestens 18 Monate nach Wirksamkeitsbeginn außer Kraft 
treten. Die Sicherungsmaßnahmen 
 1. dürfen keine diskriminierende oder restriktive Behandlung aufgrund der 

Zulassung des Kreditinstitutes in einem anderen Mitgliedstaat enthalten; 
 2. müssen in einem angemessenen Verhältnis gemäß dem im ersten Satz 

des Abs. 3 verfolgten Zweck stehen; 
 3. dürfen nicht zu einer Bevorzugung der Gläubiger des Kreditinstitutes in 

Österreich gegenüber den Gläubigern in anderen Mitgliedstaaten führen; 
 4. verlieren ihre Wirksamkeit, sobald die zuständigen Behörden oder 

Gerichte des Herkunftsmitgliedstaates Sanierungsmaßnahmen gemäß 
Art. 2 der Richtlinie 2001/24/EG ergreifen. 

Die FMA hat die Sicherungsmaßnahmen zu beenden, wenn diese ihrer Ansicht 
nach hinfällig geworden sind, es sei denn sie verlieren gemäß Z 4 ohnedies ihre 

(3) Bei dringender Gefahr für die Erfüllung der Verpflichtungen des 
Kreditinstitutes gemäß Abs. 1 gegenüber seinen Gläubigern, insbesondere für die 
Sicherheit der ihm anvertrauten Vermögenswerte, den Schutz der gemeinsamen 
Interessen der Einleger oder Anleger, bei systemischem oder prozyklisch 
wirkendem Risiko oder zur Gewährleistung der Stabilität des österreichischen 
Finanzsystems, kann die FMA, sofern die zuständigen Behörden des 
Herkunftsmitgliedstaates noch keine Maßnahmen ergriffen oder 
Sanierungsmaßnahmen gemäß Art. 2 der Richtlinie 2001/24/EG über die 
Sanierung und Liquidation von Kreditinstituten, ABl. Nr. L 125 vom 05.05.2001 
S. 15 gesetzt haben, zur Abwendung dieser Gefahr befristete Maßnahmen nach 
Abs. 2 Z 1 und 2 durch Bescheid unter gleichzeitiger Information der zuständigen 
Behörden des Herkunftsmitgliedstaates, der Europäischen Kommission und der 
EBA anordnen, die spätestens 18 Monate nach Wirksamkeitsbeginn außer Kraft 
treten. Die Sicherungsmaßnahmen 
 1. dürfen keine diskriminierende oder restriktive Behandlung aufgrund der 

Zulassung des Kreditinstitutes in einem anderen Mitgliedstaat enthalten; 
 2. müssen in einem angemessenen Verhältnis gemäß dem im ersten Satz 

des Abs. 3 verfolgten Zweck stehen; 
 3. dürfen nicht zu einer Bevorzugung der Gläubiger des Kreditinstitutes in 

Österreich gegenüber den Gläubigern in anderen Mitgliedstaaten führen; 
 4. verlieren ihre Wirksamkeit, sobald die zuständigen Behörden oder 

Gerichte des Herkunftsmitgliedstaates Sanierungsmaßnahmen gemäß 
Art. 2 der Richtlinie 2001/24/EG ergreifen. 

Die FMA hat die Sicherungsmaßnahmen zu beenden, wenn diese ihrer Ansicht 
nach hinfällig geworden sind, es sei denn sie verlieren gemäß Z 4 ohnedies ihre 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Wirksamkeit. Wirksamkeit. 

(4) – (8) … (4) – (8) … 
§ 22. (1) Bestandsgefährdung ist die Gefahr eines insolvenzbedingten 

Zusammenbruchs des Kreditinstituts für den Fall des Unterbleibens 
korrigierender Maßnahmen. Eine Bestandsgefährdung ist anzunehmen, wenn 
 1. das verfügbare harte Kernkapital gemäß Art. 50 der Verordnung (EU) 

Nr. 575/2013 das Erfordernis für das harte Kernkapital zu weniger als 
90 vH erfüllt; 

 2. die verfügbaren Eigenmittel gemäß Art. 92 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 das Erfordernis für die Eigenmittel zu weniger als 90 vH 
erfüllen; 

 4. die Liquiditätsdeckungsanforderung für einen Zeitraum von zumindest 
einer Meldeperiode gemäß Art. 412 Abs. 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 nicht mehr erfüllt wird oder vom bevorstehenden Eintritt 
einer Nichterfüllung auszugehen ist; 

 5. Tatsachen vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, dass eine 
Unterdeckung gemäß Z 1 bis 3 eintreten wird, wenn keine korrigierenden 
Maßnahmen ergriffen werden; dies ist insbesondere dann der Fall, wenn 
nach der Ertragslage des Kreditinstituts mit einem Verlust zu rechnen ist 
und dies dazu führen könnte, dass die Tatbestände gemäß Z 1 bis 3 
eintreten. 

Bei der Prüfung der Voraussetzungen einer Bestandsgefährdung sind mögliche 
zusätzliche Mindesteigenmittelerfordernisse oder zusätzliche 
Liquiditätsanforderungen gemäß § 70 Abs. 4a Z 1 und 11 zu berücksichtigen. 

(2) Eine Systemgefährdung liegt vor, wenn anzunehmen ist, dass die 
Bestandsgefährdung eines Kreditinstituts in der konkreten Marktsituation in 
erheblicher Weise negative Auswirkungen auf andere Unternehmen der 
Finanzbranche (Art. 4 Abs. 1 Nummer 27 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013), 
die Finanzmarktstabilität oder das allgemeine Vertrauen der Einleger oder 
anderer Marktteilnehmer in die Funktionsfähigkeit des Finanzsystems hat. Dabei 
sind insbesondere folgende Kriterien zu berücksichtigen: 
 1. Art und Umfang der Verbindlichkeiten des Kreditinstituts gegenüber 

anderen Kreditinstituten und sonstigen Unternehmen der Finanzbranche 
(Art. 4 Abs. 1 Nummer 27 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013; 

154/M
E

 X
X

V
. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

25 von 39

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  26 von 39 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 2. der Umfang der von einem Kreditinstitut entgegengenommenen 

Einlagen; 
 3. die Art, der Umfang und die Zusammensetzung der von einem 

Kreditinstitut eingegangenen Risiken sowie die Rahmenbedingungen auf 
den Märkten, auf denen entsprechende Positionen gehandelt werden; 

 4. die Vernetzung mit anderen Finanzmarktteilnehmern; 
 5. die Verhältnisse auf den Finanzmärkten, insbesondere die von den 

Marktteilnehmern erwarteten Folgen eines Zusammenbruchs des 
Kreditinstituts auf andere Unternehmen des Finanzsektors, auf den 
Finanzmarkt, das Vertrauen der Einleger und von Marktteilnehmern in 
die Funktionsfähigkeit des Finanzmarktes und die Realwirtschaft; 

 6. die Ersetzbarkeit der von einem Kreditinstitut angebotenen 
Dienstleistungen und technischen Systeme; 

 7. die Komplexität der vom Kreditinstitut mit anderen Marktteilnehmern 
abgeschlossenen Geschäfte; 

 8. die Art, der Umfang und die Komplexität der vom Kreditinstitut 
grenzüberschreitend abgeschlossenen Geschäfte sowie die Ersetzbarkeit 
der grenzüberschreitend angebotenen Dienstleistungen und technischen 
Systeme. 

(3) Die FMA hat bei der Beurteilung der Bestands- und Systemgefährdung 
(Abs. 1 und 2) eine gutachtliche Äußerung der Oesterreichischen Nationalbank 
einzuholen und die getroffene Einschätzung schriftlich zu dokumentieren. Bei 
Vorliegen einer Systemgefährdung sind der Bundesminister für Finanzen, das 
Finanzmarktstabilitätsgremium und bei CRR-Instituten die EBA unter Beilage 
maßgeblicher Unterlagen unverzüglich zu informieren. Bei Vorliegen einer 
Bestandsgefährdung, die nicht zugleich eine Systemgefährdung darstellt, ist der 
Bundesminister für Finanzen unter Beilage maßgeblicher Unterlagen 
unverzüglich zu informieren. 
 Besondere Vorschriften für Hypothekar- und Immobilienkreditverträge 
 § 33. (1) Die Kreditinstitute haben dafür Sorge zu tragen, dass die mit dem 

Anbieten und Abschließen von Hypothekar- und Immobilienkreditverträgen, die 
in den Anwendungsbereich des Hypothekar- und Immobilienkreditgesetzes – 
HIKrG, BGBl. I Nr. XXX/201X, fallen, befassten Mitarbeiter über ausreichende 
Kenntnisse und Fähigkeiten in folgenden Bereichen verfügen und diese 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
regelmäßig auf den aktuellen Stand bringen:
 1. angemessene Kenntnis der Kreditprodukte im Sinne des § 5 Abs. 1 

HIKrG und der üblicherweise mit ihnen angebotenen Nebenleistungen; 
 2. angemessene Kenntnis der Rechtsvorschriften betreffend Hypothekar- 

und Immobilienkreditverträge, insbesondere der Bestimmungen zum 
Verbraucherschutz; 

 3. angemessene Kenntnis und Verständnis des Verfahrens des 
Immobilienerwerbs; 

 4. angemessene Kenntnis der Bewertung von Sicherheiten; 
 5. angemessene Kenntnis der Organisation und Funktionsweise von 

Grundbüchern; 
 6. angemessene Kenntnis des Marktes in jenen Mitgliedstaaten, in denen 

das Kreditinstitut Kreditprodukte im Sinne des Art. 3 Abs. 1 der 
Richtlinie 2014/17/EU anbietet; 

 7. angemessene Kenntnis der ethischen Standards im Geschäftsleben; 
 8. angemessene Kenntnis des Verfahrens zur Prüfung der Kreditwürdigkeit 

des Verbrauchers oder gegebenenfalls angemessene Fähigkeiten bei der 
Prüfung der Kreditwürdigkeit von Verbrauchern; 

9. angemessene Finanz- und Wirtschaftskompetenz.
 (2) Die FMA hat 

 1. hinsichtlich der Mindestanforderungen an Kenntnissen und Fähigkeiten 
gemäß Abs. 1 Differenzierungen zwischen bestimmten Kategorien von 
Mitarbeitern sowie 

 2. Art, Umfang und Periodizität des Nachweises dieser Kenntnisse und 
Fähigkeiten 

durch Verordnung festzulegen. Sie hat dabei die Anforderungen von Z 2 und 3 
des Anhanges III zur Richtlinie 2014/17/EU zu beachten. 

 (3) Bei der Festlegung der Vergütungspolitik und –praktiken für die in 
Abs. 1 genannten Mitarbeiter haben die Kreditinstitute zusätzlich zu den 
Anforderungen gemäß § 39b dafür Sorge zu tragen, dass diese an der 
Geschäftsstrategie, den Zielen, Werten und langfristigen Interessen des 
Kreditinstitutes ausgerichtet ist und Maßnahmen zur Vermeidung von 
Interessenkonflikten beinhaltet, wobei insbesondere vorzusehen ist, dass die 
Vergütung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 1. die Mitarbeiter nicht darin beeinträchtigt, im besten Interesse der 

Verbraucher zu handeln, 
 2. nicht von der Zahl oder dem Anteil der genehmigten Anträge abhängt 

und 
3. nicht an Absatzziele gekoppelt ist.

 (4) Bei Hypothekar- und Immobilienkreditverträgen gemäß § 5 Abs. 1 
HIKrG hat die Bewertung von Wohnimmobilien nach den allgemein anerkannten 
Bewertungsgrundsätzen zu erfolgen. Das Kreditinstitut hat die Bewertung durch 
interne oder externe Gutachter vorzunehmen, wobei diese über eine ausreichende 
fachliche Kompetenz auf dem Gebiet der Immobilienschätzung und –bewertung 
und eine ausreichende Unabhängigkeit vom Kreditvergabeprozess verfügen 
müssen, um eine unparteiische und objektive Bewertung sicherzustellen. Das 
Kreditinstitut hat die Unterlagen für die Bewertung auf einem dauerhaften 
Datenträger zu dokumentieren und eine Aufzeichnung aufzubewahren. 

 (5) Das Kreditinstitut hat für die Vergabe von Kreditprodukten im Sinne des 
§ 5 Abs. 1 HIKrG Grundsätze festzulegen und diese zu dokumentieren, dabei sind 
insbesondere auch die Arten der als Sicherheit akzeptieren Vermögenswerte 
festzulegen. 

 (6) Die Kreditinstitute haben entsprechend den europäischen 
Gepflogenheiten Strategien und Verfahren bezüglich Zahlungsrückständen von 
Verbrauchern und Zwangsvollstreckungen von in Abs. 1 genannten 
Kreditprodukten festzulegen und anzuwenden. Die Strategien und Verfahren 
haben angemessene Vorgangsweisen zu folgenden Themenbereichen zu 
umfassen: 
 1. Informationsbereitstellung für den Verbraucher und Kommunikation mit 

diesem, 
 2. Lösungsprozesse unter Berücksichtigung der individuellen Umstände, 

Interessen und Rechte des Verbrauchers sowie 
3. Dokumentation und angemessene Aufbewahrung.

§ 63. (1) – (3b) … § 63. (1) – (3b) … 
(4) … 

 1. – 4 …
(4) … 
1. – 4 … 

 5. die Beachtung von § 6 Abs. 3 bis 5 des Bankeninterventions- 
und -restrukturierungsgesetzes; 

 5. die Beachtung des § 10 Abs. 1, 2 und 4 BaSAG; 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 6. – 14. … 6. – 14. … 

(4a) – (7) … (4a) – (7) … 
§ 65. (1) … § 65. (1) … 
(2) … 

 1. Die Angaben gemäß den § 237 Abs. 1 Z 1 und 239 UGB;
(2) … 
1. Die Angaben gemäß den § 237 Abs. 1 Z 1 und § 239 UGB;

(2a) – (4) … (2a) – (4) … 
§ 79. (1) – (7) … § 79. (1) – (7) … 

 (8) Ein auf bundesgesetzlicher Vorschrift beruhender Ersatzanspruch aus 
Handlungen der Oesterreichischen Nationalbank, ihrer Organe oder ihrer 
Bediensteten, die im Rahmen der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 zur Festlegung 
einheitlicher Vorschriften und eines einheitlichen Verfahrens für die Abwicklung 
von Kreditinstituten und bestimmten Wertpapierfirmen im Rahmen eines 
einheitlichen Abwicklungsmechanismus und eines einheitlichen 
Abwicklungsfonds sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010, 
ABl. Nr. L 225 vom 30.07.2014 S. 1, tätig werden, ist in folgenden Fällen 
ausgeschlossen: 
 1. Handlungen aufgrund einer Weisung des Ausschusses gemäß § 2 Z 18a 

BaSAG; 
 2. Handlungen in Vorbereitung oder Durchführung von Beschlüssen des 

Ausschusses gemäß § 2 Z 18a BaSAG; 
 3. Handlungen im Bereich Zusammenarbeit, Informationsaustausch oder 

sonstige Unterstützung des Ausschusses gemäß § 2 Z 18a BaSAG. 
§ 107. (1) – (89) … § 107. (1) – (89) …

 (90) Das Inhaltsverzeichnis hinsichtlich des § 33 und § 33 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/201X treten mit 21. März 2016 in Kraft. 

Artikel 4
Änderung des Finanzmarktaufsichtsbehördengesetzes 

§ 3. (1) – (6) … § 3. (1) – (6) … 
 (7) Ein auf bundesgesetzlicher Vorschrift beruhender Ersatzanspruch aus 

Handlungen der FMA, ihrer Organe oder ihrer Bediensteten sowie Handlungen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
der Abwicklungsbehörde oder ihrer Bediensteten, die im Rahmen der 
Verordnung (EU) Nr. 806/2014 zur Festlegung einheitlicher Vorschriften und 
eines einheitlichen Verfahrens für die Abwicklung von Kreditinstituten und 
bestimmten Wertpapierfirmen im Rahmen eines einheitlichen 
Abwicklungsmechanismus und eines einheitlichen Abwicklungsfonds sowie zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010, ABl. Nr. L 225 vom 30.07.2014 
S. 1, tätig werden, ist in folgenden Fällen ausgeschlossen: 
 1. Handlungen aufgrund einer Weisung des Ausschusses gemäß § 2 Z 18a 

BaSAG; 
 2. Handlungen in Vorbereitung oder Durchführung von Beschlüssen des 

Ausschusses gemäß § 2 Z 18a BaSAG; 
 3. Handlungen im Bereich Zusammenarbeit, Informationsaustausch oder 

sonstige Unterstützung des Ausschusses gemäß § 2 Z 18a BaSAG. 
§ 13. (1) … § 13. (1) … 
(2) … 

 1. – 2. …
(2) … 
1. – 2. … 

 3. Bestandsgefährdung: Risiko gemäß § 22 Abs. 1 BWG;
(3) … 

 1. – 2. …
(3) … 
1. – 2. … 

 3. gutachterliche Äußerungen, Empfehlungen und Aufforderungen im 
Zusammenhang mit der Bestandsgefährdung von Instituten und einer 
daraus resultierenden Systemgefährdung (§ 22 Abs. 1 und 2 BWG), 

 3. gutachterliche Äußerungen, Empfehlungen und Aufforderungen im 
Zusammenhang mit merklichen Änderungen in der Intensität des 
systemischen Risikos (§ 2 Z 41 BWG) oder von prozyklisch wirkenden 
Risiken (Art. 136 der Richtlinie 2013/36/EU) und zur Einschätzung 
möglicher erheblicher Auswirkungen auf die Finanzstabilität gemäß § 48 
Abs. 2 Z 2 BaSAG oder Art. 14 Abs. 2 lit. b der Verordnung (EU) 
Nr. 806/2014 zur Festlegung einheitlicher Vorschriften und eines 
einheitlichen Verfahrens für die Abwicklung von Kreditinstituten und 
bestimmten Wertpapierfirmen im Rahmen eines einheitlichen 
Abwicklungsmechanismus und eines einheitlichen Abwicklungsfonds 
sowie zur Änderung der Verordnung (EU) 1093/2010, ABl. Nr. L 225 
vom 30.07.2011 S. 1, 

 4. – 6. … 4. – 6. … 
(4) – (8) … (4) – (8) … 
(9) Der Vertreter der FMA unterrichtet das Finanzmarktstabilitätsgremium (9) Der Vertreter der FMA, einschließlich in ihrer Eigenschaft als 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
regelmäßig über Beschlüsse und sonstige Entscheidungen mit Relevanz für die 
Finanzmarktstabilität, die Identifizierung systemischer und prozyklisch wirkender 
Risiken und Hinweise auf Bestands- oder Systemgefährdung und stellt auf 
Verlangen die erforderlich erscheinenden sachlichen Aufklärungen, Daten und 
Unterlagen zur Verfügung. 

Abwicklungsbehörde, unterrichtet das Finanzmarktstabilitätsgremium regelmäßig 
über Beschlüsse und sonstige Entscheidungen mit Relevanz für die 
Finanzmarktstabilität, die Identifizierung systemischer und prozyklisch wirkender 
Risiken und Hinweise auf erhebliche Auswirkungen auf die Finanzstabilität 
gemäß § 48 Abs. 2 Z 2 BaSAG oder Art. 14 Abs. 2 lit. b der Verordnung (EU) 
Nr. 806/2014 und stellt auf Verlangen die erforderlich erscheinenden sachlichen 
Aufklärungen, Daten und Unterlagen zur Verfügung. 

(10) – (11) … (10) – (11) …
§ 13a. (1) Stellt das Finanzmarktstabilitätsgremium Risiken im Finanzsektor 

fest, die eine nachteilige Rückwirkung auf die Finanzmarktstabilität haben 
können, hat es diese in Risikohinweisen zu adressieren. Gefahrenmomente für die 
Finanzmarktstabilität sind unter anderem der Aufbau und die Änderung von 
Systemrisiken, die Bestandsgefährdung von Instituten, eine mögliche 
Systemgefährdung oder prozyklisch wirkende Risiken. Risikohinweise sind 
konkret zu begründen. 

§ 13a. (1) Stellt das Finanzmarktstabilitätsgremium Risiken im Finanzsektor 
fest, die eine nachteilige Rückwirkung auf die Finanzmarktstabilität haben 
können, hat es diese in Risikohinweisen zu adressieren. Gefahrenmomente für die 
Finanzmarktstabilität sind unter anderem der Aufbau und die Änderung des 
systemischen Risikos (§ 2 Z 41 BWG), von prozyklisch wirkender Risiken 
(Art. 136 der Richtlinie 2013/36/EU) oder erheblicher Auswirkungen auf die 
Finanzstabilität gemäß § 48 Abs. 2 Z 2 BaSAG oder Art. 14 Abs. 2 lit. b der 
Verordnung (EU) Nr. 806/2014. 

(2) – (4) … (2) – (4) … 

Artikel 5 
Änderung des Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungsgesetzes 

§ 4. (1) Die FMA hat die Anerkennung eines institutsbezogenen 
Sicherungssystems als Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungssystem in 
den folgenden Fällen zu widerrufen: 
 1. eine der Voraussetzungen gemäß § 3 Abs. 1 Z 1 bis 4 liegt nicht mehr 

vor, 
 2. die Sicherungseinrichtung des anerkannten institutsbezogenen 

Sicherungssystems verletzt trotz Anwendung des § 5 Abs. 4 weiterhin 
Bestimmungen des 1. oder 2. Teils dieses Bundesgesetzes oder 

 3. ein als Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungssystem 
anerkanntes institutsbezogenes Sicherungssystem stellt einen Antrag auf 
Widerruf der Anerkennung. 

Abweichend von Z 1 ist die FMA nicht verpflichtet, die Anerkennung eines 
institutsbezogenen Sicherungssystems alleine deshalb zu widerrufen, weil der 

§ 4. (1) Die FMA hat die Anerkennung eines institutsbezogenen 
Sicherungssystems als Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungssystem in 
den folgenden Fällen zu widerrufen: 
 1. eine der Voraussetzungen gemäß § 3 Abs. 1 Z 1 bis 4 liegt nicht mehr 

vor, 
 2. die Sicherungseinrichtung des anerkannten institutsbezogenen 

Sicherungssystems verletzt trotz Anwendung des § 5 Abs. 4 weiterhin 
Bestimmungen des 1. oder 2. Teils dieses Bundesgesetzes oder 

 3. ein als Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungssystem 
anerkanntes institutsbezogenes Sicherungssystem stellt einen Antrag auf 
Widerruf der Anerkennung. 

Abweichend von Z 1 ist die FMA nicht verpflichtet, die Anerkennung eines 
institutsbezogenen Sicherungssystems alleine deshalb zu widerrufen, weil der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Anteil der gedeckten Einlagen der Mitgliedsinstitute eines institutsbezogenen 
Sicherungssystems aufgrund von Änderungen in der Zusammensetzung des 
institutsbezogenen Sicherungssystems oder der Erstattung von gedeckten 
Einlagen nach diesem Bundesgesetz oder durch Anwendung des BaSAG unter 
den in § 3 Abs. 1 Z 4 festgelegten Wert fällt; in diesen Fällen hat die betroffene 
Sicherungseinrichtung der FMA unverzüglich alle Informationen zu erteilen, die 
die FMA für die Beurteilung der künftigen Leistungsfähigkeit des 
institutsbezogenen Sicherungssystems als Einlagensicherungs- und 
Anlegerentschädigungssystem benötigt. Die FMA hat hiezu ein Gutachten der 
Oesterreichischen Nationalbank einzuholen. 

Anteil der gedeckten Einlagen der Mitgliedsinstitute eines institutsbezogenen 
Sicherungssystems aufgrund von Änderungen in der Zusammensetzung des 
institutsbezogenen Sicherungssystems oder der Erstattung von gedeckten 
Einlagen nach diesem Bundesgesetz oder durch Anwendung des BaSAG oder der 
Verordnung (EU) Nr. 806/2014 unter den in § 3 Abs. 1 Z 4 festgelegten Wert 
fällt; in diesen Fällen hat die betroffene Sicherungseinrichtung der FMA 
unverzüglich alle Informationen zu erteilen, die die FMA für die Beurteilung der 
künftigen Leistungsfähigkeit des institutsbezogenen Sicherungssystems als 
Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungssystem benötigt. Die FMA hat 
hiezu ein Gutachten der Oesterreichischen Nationalbank einzuholen. 

(2) – (3) … (2) – (3) … 
§ 6. (1) – (6) … § 6. (1) – (6) …
(7) Die FMA und die Abwicklungsbehörde haben zur wirksamen Erfüllung 

ihrer jeweiligen Aufgaben nach dem 2. Teil dieses Bundesgesetzes eng 
zusammenzuarbeiten. Zudem haben die FMA und die Abwicklungsbehörde mit 
den Behörden anderer Mitgliedstaaten im Sinne des Art. 3 Abs. 2 der Richtlinie 
2014/49/EU, der Europäischen Zentralbank im Rahmen der Verordnung (EU) 
Nr. 1024/2013 und dem Ausschuss für die einheitliche Abwicklung im Rahmen 
der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 zusammenzuarbeiten und alle zur Erfüllung 
unionsrechtlicher Aufgaben im Bereich Finanzaufsicht erforderlichen 
Informationen auszutauschen. 

(7) Die FMA und die Abwicklungsbehörde haben zur wirksamen Erfüllung 
ihrer jeweiligen Aufgaben nach dem 2. Teil dieses Bundesgesetzes eng 
zusammenzuarbeiten. Zudem haben die FMA und die Abwicklungsbehörde mit 
den Behörden anderer Mitgliedstaaten im Sinne des Art. 3 Abs. 2 der Richtlinie 
2014/49/EU, der Europäischen Zentralbank im Rahmen der Verordnung (EU) 
Nr. 1024/2013 und dem Ausschuss im Rahmen der Verordnung (EU) 
Nr. 806/2014 zusammenzuarbeiten und alle zur Erfüllung unionsrechtlicher 
Aufgaben im Bereich Finanzaufsicht erforderlichen Informationen 
auszutauschen. 

§ 30. (1) … § 30. (1) … 
 1. Die Abwicklungsbehörde hat keine Abwicklungsmaßnahmen gemäß 

§ 49 BaSAG getroffen; 
 1. Die Abwicklungsbehörde hat keine Abwicklungsmaßnahmen getroffen; 

 2. – 7. … 2. – 7. … 
(2) Wenn die FMA nach Abstimmung mit der Abwicklungsbehörde zum 

Ergebnis gelangt, dass die Voraussetzungen für die Anwendung von 
Abwicklungsmaßnahmen gemäß § 49 BaSAG erfüllt sind, so hat sie die 
Vornahme der in Abs. 1 genannten Stützungsmaßnahmen zu untersagen. 

(2) Wenn die FMA nach Abstimmung mit der Abwicklungsbehörde zum 
Ergebnis gelangt, dass die Voraussetzungen für die Anwendung von 
Abwicklungsmaßnahmen erfüllt sind, so hat sie die Vornahme der in Abs. 1 
genannten Stützungsmaßnahmen zu untersagen. 

(3) … (3) … 
 (4) Die Sicherungseinrichtung eines als Einlagensicherungs- und 

Anlegerentschädigungssystem anerkannten institutsbezogenen Sicherungssystems 
hat die Absicht einer Verwendung von verfügbaren Finanzmitteln für 
Stützungsmaßnahmen dem Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Wirtschaft anzuzeigen und sich mit diesem über weitere notwendigen 
Maßnahmen zur Einhaltung der unionsrechtlichen Vorgaben über staatliche 
Beihilfen abzustimmen. Die Sicherungseinrichtung hat dem Bundesministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft sämtliche für die Beurteilung der 
Einhaltung der unionsrechtlichen Vorgaben über staatliche Beihilfen 
notwendigen Informationen zur Verfügung zu stellen. Die Sicherungseinrichtung 
hat Weiters die FMA und das Bundesministerium für Finanzen über die 
Einleitung und das Ergebnis des Verfahrens über die Genehmigung staatlicher 
Beihilfen bei der Europäischen Kommission zu unterrichten. Eine Auszahlung 
verfügbarer Finanzmittel für Stützungsmaßnahmen ist nur dann zulässig, wenn 
von der Europäischen Kommission keine Einwände gegen die beabsichtigten 
Stützungsmaßnahmen erhoben oder eine Genehmigung für die Durchführung der 
beabsichtigten Stützungsmaßnahmen erteilt wurde. Bei der Durchführung von 
Stützungsmaßnahmen hat die Sicherungseinrichtung die Einhaltung allfälliger 
Vorgaben im Rahmen einer beihilferechtlichen Genehmigung der Europäischen 
Kommission sicherzustellen. 

§ 31. (1) – (4) … § 31. (1) – (4) … 
(5) Die Geschäftsleiter der Sicherungseinrichtung haben für die 

Gesetzmäßigkeit derJahresabschlüsse und Rechenschaftsberichte der 
Sicherungseinrichtung zu sorgen. Die Jahresabschlüsse jeder 
Sicherungseinrichtung sind durch einen Abschlussprüfer gemäß den §§ 268 bis 
276 UGB zu prüfen. Diese Prüfung hat auch die Beachtung des 3. Hauptstücks 
dieses Bundesgesetzes durch die Sicherungseinrichtung zu umfassen, wobei das 
Ergebnis dieser Prüfung in einer Anlage zum Prüfungsbericht über den 
Jahresabschluss gesondert darzustellen und mit einer negativen Zusicherung zu 
verbinden ist. Die FMA hat Form und Gliederung dieser Anlage durch 
Verordnung festzusetzen. Der Jahresabschluss ist so rechtzeitig aufzustellen, dass 
die Vorlagefrist des Abs. 6 eingehalten wird. 

(5) Die Geschäftsleiter der Sicherungseinrichtung haben für die 
Gesetzmäßigkeit der Jahresabschlüsse und Rechenschaftsberichte der 
Sicherungseinrichtung zu sorgen. Die Jahresabschlüsse jeder 
Sicherungseinrichtung sind durch einen Abschlussprüfer gemäß den §§ 268 bis 
276 UGB zu prüfen. Diese Prüfung hat auch die Beachtung des 3. Hauptstücks 
dieses Bundesgesetzes durch die Sicherungseinrichtung zu umfassen, wobei das 
Ergebnis dieser Prüfung in einer Anlage zum Prüfungsbericht über den 
Jahresabschluss gesondert darzustellen ist. Diese Prüfung umfasst die 
Organisationsstruktur und die Verwaltungs-, Rechnungs- und Kontrollverfahren 
(§ 2 Abs. 2), die die Sicherungseinrichtungen im Hinblick auf die im 
3. Hauptstück dieses Bundesgesetzes angeführten Bestimmungen eingerichtet 
haben. Das Ergebnis dieser Prüfung ist mit einer negativen Zusicherung zu 
verbinden. Die FMA hat Form und Gliederung dieser Anlage durch Verordnung 
festzusetzen. Der Jahresabschluss ist so rechtzeitig aufzustellen, dass die 
Vorlagefrist des Abs. 6 eingehalten wird. 

(6) … (6) … 
§ 61. § 1 Abs. 2 und § 59 Z 2 treten mit 1. Jänner 2018 in Kraft. § 1 Abs. 3, 

§ 28 Abs. 1 Z 6, § 30 und § 34 Z 11 treten mit 1. Jänner 2019 in Kraft. 
§ 61. (1) § 1 Abs. 2 und § 59 Z 2 treten mit 1. Jänner 2018 in Kraft. § 1 

Abs. 3, § 28 Abs. 1 Z 6, § 30 und § 34 Z 11 treten mit 1. Jänner 2019 in Kraft 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 (2) § 30 Abs. 4 tritt mit 1. Jänner 2018 in Kraft.

Artikel 6 
Änderung des Nationalbankgesetzes 1984 

§ 44c. Die Oesterreichische Nationalbank trägt unbeschadet § 44b im Inland 
zur Wahrung der Finanzmarktstabilität, Minderung der Systemgefährdung und 
Reduzierung des systemischen und prozyklisch wirkenden Risikos bei, indem sie 
insbesondere 
 1. für die Finanzmarktstabilität und die Reduzierung des systemischen 

Risikos maßgebliche Sachverhalte im Finanzmarkt analysiert und 
Gefahren identifiziert, die die Finanzmarktstabilität beeinträchtigen 
könnten, 

 2. dem Finanzmarktstabilitätsgremium Beobachtungen und Feststellungen 
grundsätzlicher Art oder besonderer Bedeutung mitteilt und auf 
Verlangen die erforderlich erscheinenden sachlichen Aufklärungen gibt, 
Unterlagen zur Verfügung stellt sowie Gutachten erstellt, 

 3. dem Finanzmarktstabilitätsgremium die Abgabe von Empfehlungen an 
die FMA (§ 13a des Finanzmarktaufsichtsbehördengesetzes (FMABG), 
BGBl. Nr. 97/2001) und Risikohinweisen vorschlägt, 

 4. die Umsetzungsmaßnahmen der FMA analysiert und dem 
Finanzmarktstabilitätsgremium ihre Einschätzung mitteilt, 

 5. jährlich einen Bericht über die Lage und die Entwicklung der 
Finanzmarktstabilität vorbereitet und dem 
Finanzmarktstabilitätsgremium zur Erfüllung seiner Berichtspflicht 
gemäß § 13 Abs. 10 FMABG zur Verfügung stellt. 

§ 44c. Die Oesterreichische Nationalbank trägt unbeschadet § 44b im Inland 
zur Wahrung der Finanzmarktstabilität und Reduzierung des systemischen und 
prozyklisch wirkenden Risikos bei, indem sie insbesondere 
 1. für die Finanzmarktstabilität und die Reduzierung des systemischen 

Risikos maßgebliche Sachverhalte im Finanzmarkt analysiert und 
Gefahren identifiziert, die die Finanzmarktstabilität beeinträchtigen 
könnten, 

 2. dem Finanzmarktstabilitätsgremium Beobachtungen und Feststellungen 
grundsätzlicher Art oder besonderer Bedeutung mitteilt und auf 
Verlangen die erforderlich erscheinenden sachlichen Aufklärungen gibt, 
Unterlagen zur Verfügung stellt sowie Gutachten erstellt, 

 3. dem Finanzmarktstabilitätsgremium die Abgabe von Empfehlungen an 
die FMA (§ 13a des Finanzmarktaufsichtsbehördengesetzes (FMABG), 
BGBl. Nr. 97/2001) und Risikohinweisen vorschlägt, 

 4. die Umsetzungsmaßnahmen der FMA analysiert und dem 
Finanzmarktstabilitätsgremium ihre Einschätzung mitteilt, 

 5. jährlich einen Bericht über die Lage und die Entwicklung der 
Finanzmarktstabilität vorbereitet und dem 
Finanzmarktstabilitätsgremium zur Erfüllung seiner Berichtspflicht 
gemäß § 13 Abs. 10 FMABG zur Verfügung stellt. 

Artikel 7
Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 2016 

§ 69. (1) – (4) … § 69. (1) – (4) …
(5) Auf kleine Versicherungsvereine sind § 28, § 29 Abs. 1 bis 3 und Abs. 6, 

§ 31, § 33, § 34, § 86, § 87 Abs. 1 bis 4, § 91, § 246 Abs. 1 und 2, § 247 Abs. 2, 
§ 248 Abs. 2 und Abs. 3 Z 1, Abs. 7 bis 9, § 252, § 272, § 274 Abs. 1 bis 8, 

(5) Auf kleine Versicherungsvereine sind § 28, § 29 Abs. 1 bis 3 und Abs. 6, 
§ 31, § 33, § 34, § 86, § 87 Abs. 1 bis 4, § 91, § 246 Abs. 1 und 2, § 247 Abs. 2, 
§ 248 Abs. 2 und Abs. 3 Z 1, Abs. 7 und 9, § 252, § 272, § 274 Abs. 1 bis 8, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 275, § 276, § 278, § 279 Abs. 1 und 2, § 281, § 283 Abs. 1 Z 1 erster Fall, Z 2 
und Z 4, Abs. 2 bis 4, § 284 und § 285 Abs. 1, 2 und 4, § 286, § 306 und § 308 
bis § 311, § 313 bis § 316 sinngemäß anzuwenden. § 278 und § 279 Abs. 1 und 2 
sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle der Bedeckung der 
Solvenzkapitalanforderung die Bedeckung des Eigenmittelerfordernisses gemäß 
§ 70 Abs. 2 tritt. 

§ 275, § 276, § 278, § 279 Abs. 1 und 2, § 281, § 283 Abs. 1 Z 1 erster Fall, Z 2 
und Z 4, Abs. 2 bis 4, § 284 und § 285 Abs. 1, 2 und 4, § 286, § 306 und § 308 
bis § 311, § 313 bis § 316 sinngemäß anzuwenden. § 278 und § 279 Abs. 1 und 2 
sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle der Bedeckung der 
Solvenzkapitalanforderung die Bedeckung des Eigenmittelerfordernisses gemäß 
§ 70 Abs. 2 tritt. 

(6) … (6) … 
§ 116. (1) – (3) … § 116. (1) – (3) … 
(4) Stellt der verantwortliche Aktuar bei Ausübung seiner Tätigkeit gemäß 

Abs. 1 fest, dass die Erstellung der Tarife und die Berechnung der 
versicherungstechnischen Rückstellungen nicht nach den dafür geltenden 
Vorschriften und versicherungsmathematischen Grundlagen erfolgt oder dass die 
dauernde Erfüllbarkeit der Verpflichtungen aus den Versicherungsverträgen 
gefährdet ist, so hat er darüber unverzüglich dem Vorstand bzw. dem 
Verwaltungsrat und den geschäftsführenden Direktoren zu berichten. Tragen der 
Vorstand bzw. Verwaltungsrat oder die geschäftsführenden Direktorenden 
Vorstellungen des verantwortlichen Aktuars nicht Rechnung, so hat der 
verantwortliche Aktuar dies unverzüglich der FMA anzuzeigen. 

(4) Stellt der verantwortliche Aktuar bei Ausübung seiner Tätigkeit gemäß 
Abs. 1 fest, dass die Erstellung der Tarife und die Berechnung der 
versicherungstechnischen Rückstellungen nicht nach den dafür geltenden 
Vorschriften und versicherungsmathematischen Grundlagen erfolgt oder dass die 
dauernde Erfüllbarkeit der Verpflichtungen aus den Versicherungsverträgen 
gefährdet ist, so hat er darüber unverzüglich dem Vorstand bzw. dem 
Verwaltungsrat und den geschäftsführenden Direktoren zu berichten. Tragen der 
Vorstand bzw. Verwaltungsrat oder die geschäftsführenden Direktoren den 
Vorstellungen des verantwortlichen Aktuars nicht Rechnung, so hat der 
verantwortliche Aktuar dies unverzüglich der FMA anzuzeigen. 

(5) – (8) … (5) – (8) … 
§ 154. (1) Zum Ausgleich der Schwankungen des jährlichen Schadenbedarfs 

im Eigenbehalt ist nach Maßgabe des Abs. 2 für die Versicherungszweige der 
Schaden- und Unfallversicherung eineSchwankungsrückstellung zu bilden. 

§ 154. (1) Zum Ausgleich der Schwankungen des jährlichen Schadenbedarfs 
im Eigenbehalt ist nach Maßgabe des Abs. 2 für die Versicherungszweige der 
Schaden- und Unfallversicherung und für die Rückversicherung dieser 
Versicherungszweige eine Schwankungsrückstellung zu bilden.

(2) – (5) … (2) – (5) … 
§ 168. (1) Die Versicherungs- und Rückversicherungsunternehmen haben 

die folgenden von EIOPA veröffentlichten technischen Informationen bei der 
Berechnung der versicherungstechnischen Rückstellungen zu verwenden: 
 1. die maßgebliche risikofreie Zinskurve zur Berechnung des besten 

Schätzwerts ohne Matching-Anpassung oder Volatilitätsanpassung; 
 2. den grundlegenden Spread für jede maßgebliche Laufzeit, Kreditqualität 

und Kategorie derVermögenswerte zur Berechnung der Matching-
Anpassung und 

 3. die Volatilitätsanpassung der maßgeblichen risikofreien Zinskurve.

§ 168. (1) Die Versicherungs- und Rückversicherungsunternehmen haben 
die folgenden von der EIOPA veröffentlichten technischen Informationen bei der 
Berechnung der versicherungstechnischen Rückstellungen zu verwenden: 
 1. die maßgebliche risikofreie Zinskurve zur Berechnung des besten 

Schätzwerts ohne Matching-Anpassung oder Volatilitätsanpassung; 
 2. den grundlegenden Spread für jede maßgebliche Laufzeit, Kreditqualität 

und Kategorie derVermögenswerte zur Berechnung der Matching-
Anpassung und 

3. die Volatilitätsanpassung der maßgeblichen risikofreien Zinskurve.
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(2) – (3) … (2) – (3) … 
§ 197. (1) … § 197. (1) … 
(2) Wenn das in Abs. 1 Z 1 genannte beteiligte Versicherungs- oder 

Rückversicherungsunternehmen bzw. die in Z 2 genannte 
Versicherungsholdinggesellschaft oder gemischte Finanzholdinggesellschaft 
jeweils mit Sitz in einem Mitgliedstaat selbst verbundenes Unternehmen eines 
beaufsichtigten Unternehmens oder einer gemäß Art. 5 Abs. 2 der Richtlinie 
2002/87/EG einer zusätzlichen Beaufsichtigung unterliegenden gemischten 
Finanzholdinggesellschaft ist oder selbst ein solches Unternehmen oder eine 
solche Gesellschaft ist, kann die FMA als die für die Gruppenaufsicht zuständige 
Behörde nach Konsultation der anderen betroffenen Aufsichtsbehörden von der 
Überwachung der Risikokonzentration gemäß § 220, der Überwachung der 
gruppeninternen Transaktionen gemäß § 221 oder von beidem auf der Ebene 
dieses beteiligten Versicherungs- oder Rückversicherungsunternehmens oder 
dieser Versicherungsholdinggesellschaft oder gemischten 
Finanzholdinggesellschaft absehen. 

(2) Wenn das in Abs. 1 Z 1 genannte beteiligte Versicherungs- oder 
Rückversicherungsunternehmen bzw. die in Abs. 1 Z 2 genannte 
Versicherungsholdinggesellschaft oder gemischte Finanzholdinggesellschaft 
jeweils mit Sitz in einem Mitgliedstaat selbst verbundenes Unternehmen eines 
beaufsichtigten Unternehmens oder einer gemäß Art. 5 Abs. 2 der Richtlinie 
2002/87/EG einer zusätzlichen Beaufsichtigung unterliegenden gemischten 
Finanzholdinggesellschaft ist oder selbst ein solches Unternehmen oder eine 
solche Gesellschaft ist, kann die FMA als die für die Gruppenaufsicht zuständige 
Behörde nach Konsultation der anderen betroffenen Aufsichtsbehörden von der 
Überwachung der Risikokonzentration gemäß § 220, der Überwachung der 
gruppeninternen Transaktionen gemäß § 221 oder von beidem auf der Ebene 
dieses beteiligten Versicherungs- oder Rückversicherungsunternehmens oder 
dieser Versicherungsholdinggesellschaft oder gemischten 
Finanzholdinggesellschaft absehen. 

(3) – (7) … (3) – (7) … 
§ 211. (1) … § 211. (1) …
(2) … 

 1. …
(2) … 
1. … 

 2. dem verhältnismäßigen Anteil an den Mindestkapitalanforderungen für 
die verbundenen Versicherungs- und Rückversicherungsunternehmen. 

 2. den verhältnismäßigen Anteilen der Mindestkapitalanforderungen der 
verbundenen Versicherungs- und Rückversicherungsunternehmen. 

(3) … (3) … 
§ 253. (1) … § 253. (1) … 

 1. – 6. … 1. – 6. … 
 7. In der kapitalbildenden Lebensversicherung über die voraussichtlichen 

prozentuellen Anteile der Versicherungssteuer, der Prämien zur Deckung 
versicherungstechnischer Risiken (Risikoprämien), gegliedert nach 
einzelnen Risiken, der in der Prämie einkalkulierten Kosten und der 
veranlagten Beträge (Sparprämien) an der voraussichtlichen 
Prämiensumme über die gesamte Laufzeit in Form einer tabellarischen 
Darstellung, die auch Angaben über die voraussichtlichen Kosten, die am 
veranlagten Vermögen bemessen werden, enthält. Weiters anzugeben ist 

 7. In der kapitalbildenden Lebensversicherung über die voraussichtlichen 
prozentuellen Anteile der Versicherungssteuer, der Prämien zur Deckung 
versicherungstechnischer Risiken (Risikoprämien), gegliedert nach 
einzelnen Risiken, der in der Prämie einkalkulierten Kosten und der 
veranlagten Beträge (Sparprämien) an der voraussichtlichen 
Prämiensumme über die gesamte Laufzeit in Form einer tabellarischen 
Darstellung, die auch Angaben über die voraussichtlichen Kosten, die am 
veranlagten Vermögen bemessen werden, enthält. Weiters anzugeben ist 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
die voraussichtliche Minderung der Gesamtverzinsung durch Kosten, 
Versicherungssteuer und Risikoprämien, die effektive Gesamtverzinsung 
der Prämienzahlungen über die gesamte Laufzeit und einen etwaigen 
effektiven Garantiezinssatz, jeweils unter Heranziehung der Werte der 
Modellrechnung nach Abs. 2, 

die voraussichtliche Minderung der Gesamtverzinsung durch Kosten, 
Versicherungssteuer und Risikoprämien, die effektive Gesamtverzinsung 
der Prämienzahlungen über die gesamte Laufzeit und ein etwaiger 
effektiver Garantiezinssatz, jeweils unter Heranziehung der Werte der 
Modellrechnung nach Abs. 2, 

 8. – 14. … 
(2) – (5) … 

 8. – 14. … 
(2) – (5) … 

§ 269. Die FMA kann durch Verordnung vorschreiben, dass die Anzeigen, 
Vorlagen und Meldungen gemäß § 11 Abs. 2, § 21 Abs. 1, § 23 Abs. 1 und 5, 
§ 24 Abs. 1 und 2, § 63 Abs. 5, § 65 Abs. 3, § 66 Abs. 3 Z 4, § 79 Abs. 3, § 85 
Abs. 2, § 87 Abs. 4, § 92 Abs. 1, 2 und 5, § 100 Abs. 4, § 102 Abs. 1, § 109 
Abs. 2 und 4, § 115 Abs. 2 und 4, § 122 Abs. 1 und 3, § 123 Abs. 3 und 4, § 127 
Abs. 1 bis 3, § 129 Abs. 8 Z 2, § 176 Abs. 1, § 185 Abs. 2, § 193 Abs. 3, § 194 
Abs. 2 und 3, § 196 Abs. 3, § 202 Abs. 4, § 203 Abs. 2 und 3, § 220 Abs. 1, § 221 
Abs. 1 und 3, § 224 Abs. 2, § 225 Abs. 2 und 4, § 248 Abs. 2 bis 6 und 8, § 249 
Abs. 1 und 2, § 250 Abs. 1 und 2, § 260 Abs. 1, § 265 Abs. 1, § 272 Abs. 2, § 278 
Abs. 1, § 279 Abs. 1, § 280 Abs. 1 und 3, § 300 Abs. 3, § 305 Abs. 1 Z 3 und 
Abs. 6, § 306 Abs. 1 und § 309 Abs. 1 ausschließlich in elektronischer Form zu 
erfolgen haben sowie bestimmten Gliederungen, technischen 
Mindestanforderungen und Übermittlungsmodalitäten zu entsprechen haben. Die 
FMA hat sich dabei an den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit zu orientieren und dafür zu sorgen, dass die jederzeitige 
elektronische Verfügbarkeit der Daten für die FMA gewährleistet bleibt und 
Aufsichtsinteressen nicht beeinträchtigt werden. Die FMA hat geeignete 
Vorkehrungen dafür zu treffen, dass sich die Meldepflichtigen oder 
gegebenenfalls ihre Einbringungsverantwortlichen während eines angemessenen 
Zeitraums im System über die Richtigkeit und Vollständigkeit der von ihnen oder 
ihren Einbringungsverantwortlichen erstatteten Meldedaten vergewissern können.

§ 269. Die FMA kann durch Verordnung vorschreiben, dass die Anzeigen, 
Vorlagen und Meldungen gemäß § 11 Abs. 2, § 21 Abs. 1, § 23 Abs. 1 und 5, 
§ 24 Abs. 1 und 2, § 63 Abs. 5, § 65 Abs. 3, § 66 Abs. 3 Z 4, § 79 Abs. 3, § 85 
Abs. 2, § 87 Abs. 4, § 92 Abs. 1, 2 und 5, § 100 Abs. 4, § 102 Abs. 1, § 109 
Abs. 2 und 4, § 115 Abs. 2 und 4, § 116 Abs. 3, § 122 Abs. 1 und 3, § 123 Abs. 3 
und 4, § 127 Abs. 1 bis 3, § 129 Abs. 8 Z 2, § 176 Abs. 1, § 185 Abs. 2, § 193 
Abs. 3, § 194 Abs. 2 und 3, § 196 Abs. 3, § 202 Abs. 4, § 203 Abs. 2 und 3, § 220 
Abs. 1, § 221 Abs. 1 und 3, § 224 Abs. 2, § 225 Abs. 2 und 4, § 248 Abs. 2 bis 6 
und 8, § 249 Abs. 1 und 2, § 250 Abs. 1 und 2, § 260 Abs. 1, § 265 Abs. 1, § 272 
Abs. 2, § 278 Abs. 1, § 279 Abs. 1, § 280 Abs. 1 und 3, § 300 Abs. 3, § 305 
Abs. 1 Z 3 und Abs. 6, § 306 Abs. 1 und § 309 Abs. 1 ausschließlich in 
elektronischer Form zu erfolgen haben sowie bestimmten Gliederungen, 
technischen Mindestanforderungen und Übermittlungsmodalitäten zu entsprechen 
haben. Die FMA hat sich dabei an den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit zu orientieren und dafür zu sorgen, dass die jederzeitige 
elektronische Verfügbarkeit der Daten für die FMA gewährleistet bleibt und 
Aufsichtsinteressen nicht beeinträchtigt werden. Die FMA hat geeignete 
Vorkehrungen dafür zu treffen, dass sich die Meldepflichtigen oder 
gegebenenfalls ihre Einbringungsverantwortlichen während eines angemessenen 
Zeitraums im System über die Richtigkeit und Vollständigkeit der von ihnen oder 
ihren Einbringungsverantwortlichen erstatteten Meldedaten vergewissern können. 

§ 273. (1) Die FMA hat die Angemessenheit der von den Versicherungs- 
und Rückversicherungsunternehmen zur Einhaltung der für den Betrieb der 
Vertragsversicherung geltenden Vorschriften eingeführten Strategien, Prozesse 
und Meldeverfahren zu überprüfen und zu beurteilen. Dabei hat die FMA 
insbesondere die qualitativen Anforderungen hinsichtlich des Governance-
Systems, die Risiken, denen das betreffende Versicherungs- oder 
Rückversicherungsunternehmen ausgesetzt ist oder sein könnte und die Fähigkeit 
des Unternehmens, diese Risiken unter Berücksichtigung des jeweiligen 

§ 273. (1) Die FMA hat die Angemessenheit der von den Versicherungs- 
und Rückversicherungsunternehmen zur Einhaltung der für den Betrieb der 
Vertragsversicherung geltenden Vorschriften eingeführten Strategien, Prozesse 
und Meldeverfahren zu überprüfen und zu beurteilen. Dabei hat die FMA 
insbesondere die qualitativen Anforderungen hinsichtlich des Governance-
Systems, die Risiken, denen das betreffende Versicherungs- oder 
Rückversicherungsunternehmen ausgesetzt ist oder sein könnte und die Fähigkeit 
des Unternehmens, diese Risiken unter Berücksichtigung des jeweiligen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Geschäftsumfelds beurteilen zu können, zu bewerten. Die FMA hat insbesondere 
die Einhaltung der folgenden Anforderungen zu überprüfen und zu beurteilen: 
 1. Governance-System einschließlich der unternehmenseigenen Risiko- und 

Solvabilitätsbeurteilung und der Anlagevorschriften gemäß dem 
5. Hauptstück mit Ausnahme der § 106 und § 114 bis § 116; 

 2. versicherungstechnische Rückstellungen gemäß dem 1. Abschnitts des 
8. Hauptstücks; 

 3. Solvenzkapitalanforderung und die Mindestkapitalanforderung; 
 4. Qualität und Quantität der Eigenmittel und 
 5. gegebenenfalls die laufende Einhaltung der Anforderungen für ein 

internes Modell. 
Die FMA hat außerdem die Angemessenheit der Methoden und Praktiken von 
Versicherungs- und Rückversicherungsunternehmen zu bewerten, die dazu 
dienen, mögliche Ereignisse oder künftige Veränderungen der wirtschaftlichen 
Bedingungen festzustellen, die sich ungünstig auf die allgemeine finanzielle 
Leistungsfähigkeit des jeweiligen Unternehmens auswirken könnten. Weiters hat 
die FMA die Fähigkeit der Versicherungs- und Rückversicherungsunternehmen 
diesen möglichen Ereignissen oder künftigen Veränderungen der wirtschaftlichen 
Bedingungen standhalten zu können, zu bewerten. 

Geschäftsumfelds beurteilen zu können, zu bewerten. Die FMA hat insbesondere 
die Einhaltung der folgenden Anforderungen zu überprüfen und zu beurteilen: 
 1. Governance-System einschließlich der unternehmenseigenen Risiko- und 

Solvabilitätsbeurteilung und der Anlagevorschriften gemäß dem 
5. Hauptstück mit Ausnahme der § 106 und § 114 bis § 116; 

 2. versicherungstechnische Rückstellungen gemäß dem 1. Abschnitt des 
8. Hauptstücks; 

 3. Solvenzkapitalanforderung und die Mindestkapitalanforderung; 
 4. Qualität und Quantität der Eigenmittel und 
 5. gegebenenfalls die laufende Einhaltung der Anforderungen für ein 

internes Modell. 
Die FMA hat außerdem die Angemessenheit der Methoden und Praktiken von 
Versicherungs- und Rückversicherungsunternehmen zu bewerten, die dazu 
dienen, mögliche Ereignisse oder künftige Veränderungen der wirtschaftlichen 
Bedingungen festzustellen, die sich ungünstig auf die allgemeine finanzielle 
Leistungsfähigkeit des jeweiligen Unternehmens auswirken könnten. Weiters hat 
die FMA die Fähigkeit der Versicherungs- und Rückversicherungsunternehmen 
diesen möglichen Ereignissen oder künftigen Veränderungen der wirtschaftlichen 
Bedingungen standhalten zu können, zu bewerten. 

(2) – (4) … (2) – (4) … 
§ 275. (1) … § 275. (1) … 
(2) Anerkannte Grundsätze eines ordnungsgemäßen Geschäftsbetriebes im 

Sinne des Abs. 1 Z 3 können insbesondere dadurch verletzt werden, dass 
 1. Versicherungsnehmer und Anspruchsberechtigte neben den Leistungen 

auf Grund des Versicherungsvertrages unmittelbar oder mittelbar 
Zuwendungen gewährt werden, 

 2. Versicherungsnehmer und Anspruchsberechtigte durch das 
Leistungsversprechen des Versicherers oder das vereinbarte 
Versicherungsentgelt ohne sachlichen Grund begünstigt werden oder 

 3. versicherungsmäßige Leistungen erbracht werden, obwohl dafür kein 
Versicherungsvertrag besteht oder kein Schaden eingetreten ist. 

(2) Anerkannte Grundsätze eines ordnungsgemäßen Geschäftsbetriebes im 
Sinne des Abs. 1 Z 3 können insbesondere dadurch verletzt werden, dass 
 1. Versicherungsnehmern und Anspruchsberechtigten neben den 

Leistungen auf Grund des Versicherungsvertrages unmittelbar oder 
mittelbar Zuwendungen gewährt werden, 

 2. Versicherungsnehmer und Anspruchsberechtigte durch das 
Leistungsversprechen des Versicherers oder das vereinbarte 
Versicherungsentgelt ohne sachlichen Grund begünstigt werden oder 

 3. versicherungsmäßige Leistungen erbracht werden, obwohl dafür kein 
Versicherungsvertrag besteht oder kein Schaden eingetreten ist. 

(3) … (3) … 
§ 280. (1) … § 280. (1) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(2) Innerhalb eines Monats nach Feststellung der Nichtbedeckung der 

Mindestkapitalanforderung hat das betroffene Versicherungs- oder 
Rückversicherungsunternehmen der FMA einen kurzfristigen Finanzierungsplan 
vorzulegen. Dieser Plan bedarf der Genehmigung der FMA und hat zu 
gewährleisten, dass innerhalb von drei Monaten nach Feststellung der 
Nichtbedeckung die Mindestkapitalanforderung wieder bedeckt ist, indem 
 1. die anrechenbaren Basiseigenmittel mindestens auf Höhe der 

Mindestkapitalanforderung aufgestockt werden oder 
 2. das Risikoprofil entsprechend gesenkt wird.

(2) Innerhalb eines Monats nach Feststellung der Nichtbedeckung der 
Mindestkapitalanforderung hat das betroffene Versicherungs- oder 
Rückversicherungsunternehmen der FMA einen kurzfristigen, realistischen 
Finanzierungsplan vorzulegen. Dieser Plan bedarf der Genehmigung der FMA 
und hat zu gewährleisten, dass innerhalb von drei Monaten nach Feststellung der 
Nichtbedeckung die Mindestkapitalanforderung wieder bedeckt ist, indem 
 1. die anrechenbaren Basiseigenmittel mindestens auf Höhe der 

Mindestkapitalanforderung aufgestockt werden oder 
2. das Risikoprofil entsprechend gesenkt wird.

(3) … (3) … 
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